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I. Obdachlosenpolizeirecht

1. Landesrecht

Das Obdachlosenpolizeirecht ist ein Randgebiet des Polizei- und Ordnungsrechts und somit Teil des
besonderen Verwaltungsrechts. Rechtsgrundlagen der ordnungsrechtlichen Unterbringung sind die
Polizei- und Ordnungsgesetze der einzelnen Bundesländer. Da jedes Bundesland über ein eigenes
Polizei-, Ordnungs-, Verwaltungs- oder Sicherheitsgesetz verfügt, existieren keine bundeseinheitlichen
Regelungen für die ordnungsrechtliche Unterbringung. Vielmehr richten sich die formellen und
materiellen Voraussetzungen für die ordnungsrechtlichen Maßnahmen nach dem jeweiligen
Landesrecht.1 Das Obdachlosenpolizeirecht ist daher Landes- und nicht Bundesrecht. Aus diesem Grund
gibt es auch keine einheitliche Bezeichnung der Gemeinden als unterste, allgemeine
Gefahrenabwehrbehörden. Je nach Landesrecht sind sie als Polizei-, Ordnungs-, Verwaltungs- oder
Sicherheitsbehörde für die Unterbringung sachlich zuständig.

2. Aufgabentyp: (Übertragene) Pflichtaufgabe nach Weisung / Angelegenheit des
eigenen Wirkungskreises

Bei der Aufgabe der Gemeinden, Gefahren für das Schutzgut der öffentlichen Sicherheit abzuwehren,
muss je nach landesrechtlicher Regelung unterschieden werden:

In den meisten Bundesländern wie z. B. in Baden-Württemberg oder Sachsen handelt es sich bei der
ordnungsrechtlichen Unterbringung traditionell um eine vom Staat an die Kommunen übertragene
Aufgabe, also um eine Angelegenheit, bei der die Aufgabenzuordnung beim Staat (Bund, Land) liegt,
die Aufgabenwahrnehmung jedoch auf die Gemeinden delegiert wurde. In diesen Fällen nehmen die
Gemeinden diese Aufgabe als (übertragene) Pflichtaufgabe wahr. Um eine möglichst einheitliche
Verwaltungspraxis zu gewährleisten, wird die Wahrnehmung dieser Aufgabe in den Landespolizei- und
Ordnungsgesetzen durch ein Weisungsrecht der übergeordneten staatlichen Aufsichtsbehörden
gesteuert bzw. gesichert. Aus diesem Grund handelt es sich um eine Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach
Weisung. In diesen Fällen unterliegen die Gemeinden bei der Wahrnehmung dieser Aufgabe nicht nur
der Rechtsaufsicht, sondern zusätzlich auch der Fachaufsicht. Die Fachaufsicht umfasst sowohl die
Prüfung der Gesetzmäßigkeit als auch die der Zweckmäßigkeit einschließlich der Ausübung des
Ermessens. Die Fachaufsicht wird durch die in den Landespolizei- und Ordnungsgesetzen bestimmten
staatlichen Sonderaufsichtsbehörden ausgeübt (wie z. B. Landratsämter, Regierungspräsidien,
Innenministerien als oberste Landespolizeibehörden, je nach landesrechtlicher Regelung). Die
Fachaufsichtsbehörden können im Rahmen ihres Weisungsrechts den Gemeinden unbeschränkt
Weisungen erteilen (vgl. z. B. § 110 Abs. 1 S. 1 PolG BW). Unbeschränkt bedeutet, dass sich das
Weisungsrecht auf alle Tätigkeitsbereiche einschließlich der Ermessensausübung durch die
weisungsunterworfene Behörde erstreckt. Sie können daher den Gemeinden in einer Einzelanweisung
oder in einer Dienstanweisung generell vorschreiben, ob und in welchen Fällen sie obdachlose
Menschen unterbringen müssen. Wird z. B. bekannt, dass sich eine Gemeinde weigert, obdachlose
Menschen überhaupt oder Unionsbürgerinnen oder -bürger unterzubringen, kann die
Fachaufsichtsbehörde diese Gemeinde anweisen, den Unterbringungsanspruch zu erfüllen. Oder, um ein

1 Ruder, Die ordnungsrechtliche Unterbringung von Obdachlosen Überblick über die wichtigsten Grundsätze des
Obdachlosenpolizeirechts, Teile I und II, KommJur, Heft 11/2020, S. 401 ff. und Heft 12 /2020, S. 448 ff.; siehe auch
Ruder, Obdachlosenpolizeirecht, in: Stefan Gillich/Rolf Keicher (Hg.):
Migration und Wohnungslosigkeit, Freiburg im Breisgau 2017; zur Übersicht über die Polizei- und
Ordnungsgesetze der einzelnen Bundesländer vgl. Gusy/Eichenhofer, Polizei- und Ordnungsrecht, 11. Auflage,
2023, § 1, Rn 29 ff.
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anderes Beispiel zu nennen, weigert sich eine Gemeinde, einen kranken, behinderten, alten oder
aggressiven Antragsteller aufzunehmen, hat die Fachaufsichtsbehörde jederzeit die Möglichkeit, die
Gemeinde zur Unterbringung zu verpflichten. Mit diesem Weisungsrecht können die Aufsichtsbehörden
jederzeit in die Verwaltung der allgemeinen Polizeibehörden (= Gemeinden) eingreifen. Die Gemeinden
haben diesen Weisungen Folge zu leisten. Die angewiesene Gemeinde ist verpflichtet, die Maßnahme
auszuführen. Förmliche Rechtsbehelfe wie Widerspruch oder Anfechtungsklage gegen derartige
fachliche Weisungen sind grundsätzlich ausgeschlossen, da die Weisungen lediglich behördeninterner
Natur sind.2 Den Fachaufsichtsbehörden stehen ausreichend Mittel zur Verfügung, ihr Weisungsrecht
durchzusetzen notfalls können sie selbst eine Einweisungsverfügung erlassen, an die die Gemeinde
gebunden ist. Das sogenannte aufsichtsrechtliche Selbsteintrittsrecht ermächtigt jede
Fachaufsichtsbehörde, die erforderlichen Maßnahmen an Stelle der angewiesenen Gemeinde zu treffen.

In wenigen Bundesländern wie z. B. in Bayern oder Sachsen-Anhalt erfüllen die Gemeinden die
ordnungsrechtliche Aufgabe der Unterbringung von obdachlosen Menschen im eigenen
Wirkungskreis. Hierbei handelt es sich um eine sogenannte pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe, bei

Rahmen der Gesetze selbst entscheiden. In diesen Fällen besteht nur eine Rechtsaufsicht der
übergeordneten staatlichen Behörden. Die Rechtsaufsichtsbehörden haben die Gemeinden bei der
Wahrnehmung der öffentlichen Aufgabe zu beraten und die Gesetzmäßigkeit des Handelns der
Verwaltung zu kontrollieren. Dazu gehört u. a. die Überwachung der Einhaltung wesentlicher
Verfahrensvorschriften und die Einhaltung des materiellen Rechts. Die zuständige
Rechtsaufsichtsbehörde besitzt ein Beanstandungs- und Aufhebungsrecht. Weigert sich z. B. eine
Gemeinde generell, obdachlose Menschen unterzubringen, kann die Rechtsaufsichtsbehörde dieses
Verhalten wegen Gesetzwidrigkeit rügen und von der Gemeinde verlangen, dass sie ihre
Unterbringungspflicht erfüllt. Gegen eine eventuelle Beanstandungsverfügung kann die betroffene
Gemeinde Rechtsmittel wie Widerspruch/Klage erheben.

Alle Aufsichtsbehörden sind verpflichtet, Recht und Gesetz zu beachten. In allen Bundesländern ist das
jeweilige Innenministerium die oberste Polizei- und Ordnungs- und Rechtsaufsichtsbehörde. Aus
diesem Grund wäre/ist es seine Aufgabe, sicherzustellen, dass alle Kommunen bei der
ordnungsrechtlichen Unterbringung von obdachlosen Menschen ihre Aufgaben gesetzmäßig erfüllen.

3. Lückenhafte gesetzliche Regelungen in den Polizei- und Ordnungsgesetzen

Die Polizei-, Ordnungs- und Sicherheitsgesetze der Bundesländer enthalten nur wenige Vorschriften zur
Unterbringung von obdachlosen Menschen. Nach allen Polizei- und Ordnungsgesetzen haben die
Gemeinden die Aufgabe, Gefahren für die öffentliche Sicherheit auf ihrem Gemeindegebiet abzuwehren.
Weiterhin legen sie die sachliche und örtliche Zuständigkeit der Gemeinden als unterste, allgemeine
Gefahrenabwehrbehörde fest und bestimmen die Rechts- bzw. Fachaufsicht über die Wahrnehmung
dieser ordnungsrechtlichen Aufgabe.

Nach einhelliger Rechtsauffassung gefährdet die (unfreiwillige) Obdachlosigkeit das polizeiliche
Schutzgut der öffentlichen Sicherheit. Es ist die Aufgabe der Polizei- und Ordnungsverwaltung, Gefahren
für dieses Schutzgut abzuwehren. Die materiell-rechtlichen Voraussetzungen der ordnungsrechtlichen
Unterbringung werden aber in keinem Polizei- und Ordnungsgesetz speziell geregelt. Dies gilt
insbesondere für die Unterbringungspflicht der Gemeinden, für ihren Umfang und für die
Voraussetzungen des Anspruchs auf Unterbringung. Auch der Zweck, die Art und Weise der
Unterbringung und ihre Dauer werden nicht in einem speziellen Gesetz festgelegt. Die Polizei- und
Ordnungsgesetze enthalten auch keine Vorschriften zu den Anforderungen und zu der Ausstattung der
Unterkünfte. Schließlich wird auch nicht der Maßstab für eine menschenwürdige Unterbringung näher

2 Ruder/Pöltl, Polizeirecht Baden-Württemberg, 9. Auflage 2021, § 3, Die Organisation der Polizei, Rn 25.
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definiert. Die Entscheidung, welche Mindestanforderungen an eine Unterkunft noch zumutbar oder
menschenunwürdig sind, sie kann nur durch Auslegung getroffen werden, ohne dass objektive
Beurteilungskriterien vorliegen. Aus rechtsstaatlicher Sicht ein mehr als problematisches Vorgehen.

4. Entwicklung des Obdachlosenpolizeirechts vorwiegend durch die Rechtsprechung

Da die einzelnen Polizei- und Ordnungsgesetze nur wenige Regeln zur Unterbringung enthalten, wurden
die Grundsätze des Obdachlosenpolizeirechts vor allem von der Rechtsprechung entwickelt. In der

O .3 Vor
allem die Oberverwaltungsgerichte haben mit ihren Entscheidungen grundlegende Weichenstellungen
vorgenommen und teilweise auch die Rechte der Betroffenen geklärt und gestärkt. Dies gilt z.B. für die
Entscheidungen zur Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit, zum Umfang der Unterbringungspflicht
der Gemeinden, zur Auslegung des Grundsatzes des Vorrangs der Selbsthilfe, zum Anspruch auf
ganzjährige und ganztägige Unterbringung, zur Mindestgröße einer Unterkunft oder zu den

Unterbringung (siehe Hinweise unter Ziffer XI.).

5. Die ordnungsrechtlichen Generalermächtigungen als Rechtsgrundlage für
erhebliche Grundrechtseingriffe

Da spezielle gesetzliche Bestimmungen fehlen, werden im Bereich der ordnungsrechtlichen
Unterbringung die Maßnahmen auf die jeweilige landesrechtliche polizei- und ordnungsrechtliche
Generalklausel gestützt. So lautet z. B. § 3 PolG BW
gesetzten Schranken zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben diejenigen Maßnahmen zu treffen, die ihr nach
pflichtgemäßem Ermessen erforderlich erscheinen. Alle Polizei- und Ordnungsgesetze verfügen über
derartige Generalklauseln.4

Im Bereich der Unterbringung von obdachlosen Menschen werden folgende Maßnahmen, die in
unterschiedlicher Intensität in die Grundrechte der eingewiesenen Personen eingreifen, auf die jeweilige
landesrechtliche polizeirechtliche Generalklausel gestützt und vollstreckt:

Die Einweisungsverfügung: ein Verwaltungsakt, durch den eine Unterkunft zur
Vermeidung/Beseitigung der Obdachlosigkeit zugewiesen wird und Nutzungsbestimmungen
festgelegt werden. Durch diese Verfügung werden die polizeirechtlichen Grundlagen der
Unterbringung festgelegt.

Die Umsetzungsverfügung: ein Verwaltungsakt, der anordnet, dass eine eingewiesene Person ihre
bisherige Unterkunft verlassen muss und eine andere zugewiesen bekommt.

Die Räumungsverfügung: ein Verwaltungsakt, der anordnet, dass eine Unterkunft innerhalb einer
bestimmten Frist zu räumen ist.

Betretungsverbot für die Nutzung einer Unterkunft.

Die Forderung der Rechtsprechung, dass obdachlose Menschen bei ihrer Einweisung eine
weitgehende Einschränkung ihrer Wohnbedürfnisse hinnehmen müssen.

Einzelanordnungen, welche Anforderungen für die Unterbringung in den Unterkünften im Einzelnen
gelten, wie z. B. die Verpflichtung zur Nutzung von Gemeinschaftsunterkünften, Nutzung von
sanitären Anlagen, Festlegung der Raumgröße, Einzelfragen der Ausstattung und dergleichen.

Die Dauer einer Einweisung.

3 Eine ausführliche Darstellung enthält z. B. Pöltl, Polizeirecht Baden-Württemberg, 10. Auflage, 2024, § 6 Ziff. XI.,
Rn 174 ff.
4 Zur Übersicht vgl. Götz/Geis, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, 17. Auflage, 2022, § 17, I. 1.
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Einer Befugnisnorm bedarf die Polizei- und Ordnungsverwaltung stets dann, wenn sie in ein Grundrecht
eines Betroffenen eingreifen will. Grundrechtseingriffe sind alle staatlichen Maßnahmen, durch welche
die Ausübung einer grundrechtlich garantierten Freiheit unmöglich gemacht oder erschwert wird
(sogenannter moderner Eingriffsbegriff). Die Gesetze sollen im demokratischen Rechtsstaat für die
öffentliche Hand Legitimation, für Verwaltung und Bürger Vorhersehbarkeit und Berechenbarkeit des
Staatshandelns garantieren. Gerade im Bereich des Polizei- und Ordnungsrechts ist dies von zentraler
Bedeutung, weil es dem Bürger gegenwärtige Grundrechtseinschränkungen zum Schutz vor zukünftigen,
also noch nicht begangenen Rechtsverletzungen, abverlangt.

Da für die genannten Maßnahmen Spezialermächtigungen fehlen, werden sie auf die polizeiliche
Generalklausel gestützt. Die Generalermächtigungen sind ein Charakteristikum der polizei- und
ordnungsrechtlichen Befugnisnormen und haben die Funktion einer subsidiären Lückenfüllung. Ihr
Anwendungsbereich ist allerdings erheblich eingeschränkt durch deren mehrfache Subsidiarität und
durch die verfassungsrechtlichen Anforderungen an die gesetzlichen Eingriffsermächtigungen.
Insbesondere sind bei den mit den Maßnahmen verbundenen Grundrechtseingriffen das Zitiergebot,
das Bestimmtheitsgebot und das Übermaßverbot zu beachten.5

Die entscheidende Rechtsfrage ist in diesem Zusammenhang ist, ob bzw. welche der genannten
Maßnahmen (noch) auf die polizei- und ordnungsrechtliche Generalklausel gestützt werden können und
welche Anordnungen aus rechtstaatlichen Gründen einer speziellen gesetzlichen Grundlage bedürfen,
die u. a. das Zitiergebot, das Bestimmtheitsgebot und das Übermaßverbot beachtet. Denn nicht die
Verwaltung und auch nicht die Rechtsprechung , sondern der Gesetzgeber hat Tatbestand und
Rechtsfolgen einer Befugnisnorm hinreichend zu bestimmen. Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen
insbesondere gegen die pauschale Forderung der Rechtsprechung, dass obdachlose Menschen bei ihrer
Einweisung eine weitgehende Einschränkung ihrer Wohnbedürfnisse hinnehmen müssen mit allen sich
daraus ergebenden Rechtsfolgen (siehe Hinweise unter Ziffer X. und XI.).

Die hier aufgeworfenen Fragen der Verfassungsmäßigkeit einzelner ordnungsrechtlicher
Maßnahmen bedürfen einer grundsätzlichen rechtlichen Klärung. Wegen dieser rechtlichen
Bedenken kann die von der Polizeirechtslehre vertretene Auffassung, wonach obdachlose
Menschen bei ihrer Einweisung weitgehende Grundrechtseingriffe zu dulden haben, nicht als
Grundlage für Festlegung einheitlicher Qualitätsstandards für die ordnungsrechtliche
Unterbringung herangezogen werden.

II. Freiwillige und unfreiwillige Obdachlosigkeit
Die Polizeirechtslehre unterscheidet zwei Formen der Obdachlosigkeit.

Bei der freiwilligen Obdachlosigkeit ist der Betroffene mehr oder weniger mit dem Zustand seiner
n

festen Wohnsitz verfügen und vorwiegend in den Sommermonaten durch die Lande ziehen und im
öffentlichen Raum, auf Bänken, in Einkaufspassagen, unter Brücken, in Hauseingängen, Baustellen usw.
nächtigen. Nach heutigem Rechtsverständnis ist die Entscheidung jedes Einzelnen, im Freien zu leben,
Ausdruck und Folge des nach Art. 2 Abs. 1 GG geschützten Grundrechts auf die freie Entfaltung der
Persönlichkeit. Die freiwillige Obdachlosigkeit wird von der Rechtsordnung akzeptiert und stellt keine
Gefahrenlage dar. Niemand ist verpflichtet, ein Dach über dem Kopf zu haben. Es bleibt der freien
Entscheidung eines jeden überlassen, wie er wohnen und leben möchte.6 Freiwilligkeit liegt nur dann

5 Siehe dazu Gusy/Eichenhofer, Polizei- und Ordnungsrecht, 11. Auflage 2023, Rn 165 ff. und 312 ff.
6 BeckOK Polizei- und Ordnungsrecht Brandenburg, Hofrichter/Kahl, § 13 OBG, Rn 47, Möstl/Fickenscher, 6.
Edition, Stand 01.04.2025; VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 01.09.2023 1 S 1210/23, BeckRS
2023/51931, Rn 36:
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vor, wenn sich ein Betroffener aufgrund einer eigenverantwortlichen Willensentscheidung mit dem
Fehlen einer seinen

regelmäßig davon auszugehen, dass sie nicht (mehr) freiwillig obdachlos sein will.7 Nach der h. L. soll
eine freiwillige Obdachlosigkeit auch dann vorliegen, wenn von einer tatsächlich bestehenden Option
der Unterbringung oder der Beschaffung einer Unterkunft ohne sachlich nachvollziehbaren Grund kein
Gebrauch gemacht wird.8

Demgegenüber beeinträchtigt die unfreiwillige Obdachlosigkeit das polizeirechtliche Schutzgut der
nicht Tag und Nacht über eine Unterkunft

verfügt, die Schutz vor den Unbilden des Wetters bietet, Raum für die notwendigsten Lebensbedürfnisse
9 Ein

Obdachloser verfügt nicht über eine eigene Wohnung, Unterkunft, oder über eine sonstige
Unterbringungsmöglichkeit und muss deshalb sein Leben mehr oder weniger Tag und Nacht auf der
Straße, in Parkanlagen, unter Brücken oder sonst unter freiem Himmel zubringen. Insoweit bemisst sich
der Zustand der Obdachlosigkeit allein nach objektiven Kriterien. Es kommt nicht darauf an, auf welche
Gründe/Ursachen die Obdachlosigkeit zurückzuführen ist, oder ob den Betroffenen an ihrem Eintritt ein
Verschulden trifft.10 In subjektiver Hinsicht ist unfreiwillige Obdachlosigkeit gegeben, wenn der
(objektive) Zustand der Obdachlosigkeit nicht (mehr) auf einem freiwilligen, selbst bestimmten

Beruht die
Obdachlosigkeit einer Person nicht auf einer selbstverantwortlichen, rechtlich anzuerkennenden freien
Willensentscheidung, so stellt sie ungeachtet ihrer sozialen bzw. sozialhilferechtlichen Beurteilung
jedenfalls auch eine ordnungsrechtlich relevante Gefahrenlage im polizeirechtlichen Sinne dar, der die
örtlich und sachlich zuständigen Gefahrenabwehrbehörden im Rahmen der ihnen insoweit zustehenden
Ermessensausübung sachgerecht und wirksam zu begegnen haben 11 Die Feststellung, ob eine
unfreiwillige Obdachlosigkeit vorliegt, hängt somit im Wesentlichen von der Entscheidung des
Betroffenen selbst ab. Die Unfreiwilligkeit ist regelmäßig dann anzunehmen, wenn der Obdachlose bei
der zuständigen Behörde die Einweisung in eine Unterkunft beantragt und dadurch zu erkennen gibt,
dass er nicht (mehr) ohne Obdach leben will. Jeder Antragsteller, der die Unterbringung beantragt, muss
im Verfahren nachweisen, dass bei ihm die Voraussetzungen der unfreiwilligen Obdachlosigkeit
vorliegen und dass er nicht in der Lage ist, aus eigenen Kräften und mit eigenen Mitteln eine Unterkunft
zu besorgen (Vorrang der Selbsthilfe, vgl. Hinweise unter Ziffer IX.). Sind diese Voraussetzungen
gegeben, ist die Behörde zum Einschreiten verpflichtet.

7 VGH München, Beschluss vom 15.02.2024 4 CE 24.60, BeckRS 2024, 3506, Rn 9.
8 VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 01.09.2023 1 S 1210/23, BeckRS 2023/51931, Rn 337; VG Berlin,
Beschluss vom 08.08.2019 VG 23 L 387.19 , BeckRS 2019, 39532, Rn 4.
9 VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 27.11.2019 1 S 2192/19, juris, Rn 9.
10 Waldhoff, Polizei-/Sicherheitsrecht und Allgemeines Verwaltungsrecht: Örtliche Zuständigkeit bei
Obdachlosenunterbringung, JuS 2020, S. 308 ff.
11 OVG, Sachsen, Beschluss vom 30.07.2013 3 B 380/13, juris, Rn 10.
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III. Beeinträchtigung des Schutzgutes der öffentlichen Sicherheit: Staatlicher
Schutzauftrag für hochrangige Individualrechte

1. Gefährdung des Schutzgutes der öffentlichen Sicherheit

die Unverletzlichkeit der Rechtsordnung, der
subjektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen sowie der Einrichtungen und Veranstaltungen des
Staates 12 Die Aufgabe der Gefahrenabwehr besteht in erster Linie in der Verhinderung
bzw. Abwehr von Straftaten, Ordnungswidrigkeiten oder sonst durch zwingendes öffentliches Recht
verbotene Handlungen. Das Schutzgut der öffentlichen Sicherheit umfasst darüber hinaus den Schutz
von subjektiven Rechten und Individualrechtsgütern, soweit diese Güter durch Normen des
öffentlichen Rechts geschützt sind. Dazu zählen insbesondere die Grund- und Menschenrechte. Aus
diesen Rechten ergeben sich Handlungspflichten des Staates. Nach einhelliger Auffassung werden durch
die Obdachlosigkeit hochrangige Individualrechtsgüter gefährdet und damit das Schutzgut der
öffentlichen Sicherheit beeinträchtigt. Es ist die Aufgabe der zuständigen Behörden, diese Gefahr durch
die Zuweisung einer Unterkunft abzuwehren.13 Bei der Pflicht, obdachlose Menschen
unterzubringen, geht es daher um die Umsetzung des staatlichen Auftrags, hochrangige
Individualrechte der Betroffenen, insbesondere das Recht auf Leben, auf körperliche
Unversehrtheit und auf Menschenwürde, zu schützen.

2. Geänderte Zielrichtung der ordnungsrechtlichen Unterbringung

Der gebotene Schutz der durch die Obdachlosigkeit bedrohten Grund- und Menschenrechte ist das
Ergebnis der Rechtsentwicklung nach der Einführung der Unterscheidung zwischen der freiwilligen und
unfreiwilligen Obdachlosigkeit in den 1980er Jahren. Zwar erfolgte die Unterbringung von obdachlosen
Menschen schon immer auf der Grundlage des Polizei- und Ordnungsrechts und lässt sich bis weit in
das 19. Jahrhundert zurückverfolgen. Die Obdachlosigkeit wurde aber vor allem als ein Zustand
angesehen, der durch repressive polizeiliche Maßnahmen gegen den Störer der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung zu beenden ist. Nach § 361 StGB Nr. 3 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich, das

sich nach Nr. 8 binnen einer von der Behörde gesetzten Frist kein Unterkommen verschafft hatte. Nach
§ 362 StGB konnten die nach § 361 strafrechtlich verurteilten Obdachlosen zur verschärften Haft mit
Zwangsarbeit verpflichtet werden. Welches erschreckende Ausmaß und welches Leiden gerade die
Internierung de -

14 Im

12 Gusy/Eichenhofer, Polizei- und Ordnungsrecht,11. Auflage, 2023, § 3, Rn 79.
13 H.L.: OVG Lüneburg, Beschluss vom 15.04.2024 11 ME 110/24, BeckRS 2024, 12880, Rn14:
für die öffentliche Sicherheit stellt die unfreiwillige Obdachlosigkeit dar, weil sie das Grundrecht auf körperliche

; OVG Münster, Beschluss vom 24.03.2024 9 B 95/23, BeckRS 2023, 5564, Rn 3; OVG
Bautzen, Beschluss vom 27.02.2023 6 B 10/23, BeckRS 2023, 3219, Rn 7; VGH München, Beschluss vom
11.01.2022 4 CE 21.3094, BeckRS 2022, 10648, redaktioneller Leitsatz Nr. 1; OVG Schleswig, Beschluss vom
19.10.2021 4 MB 51/21, BeckRS 2021, 31706, Rn 7; Ruder/Bätge, Obdachlosigkeit, Sozial- und
ordnungsrechtliche Maßnahmen zu ihrer Vermeidung und Beseitigung, 2. Auflage, 2018, Kap. II., Ziffer 2, S. 11 ff.
14 Althammer, Beate, Vagabunden, Eine Geschichte von Armut, Bettelei und Mobilität im Zeitalter der
Industrialisierung (1815 Arbeitsanstalt
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Dritten Reich verschlimmerte sich die Lage der obdachlosen Menschen drastisch. Sie wurden vom Staat
15

Die genannten Straftatbestände im Strafgesetzbuch galten auch noch nach dem Zweiten Weltkrieg und
nach dem Inkrafttreten des Grundgesetzes fort.16 Sie wurden erst 1975 aus dem Strafgesetzbuch
genommen.

Die ausgrenzende und diskriminierende Einstellung der lange vorherrschenden Polizeirechtslehre zeigt
sich auch darin, dass vom 19. Jahrhundert bis heute die Auffassung vertreten wurde bzw. wird, dass die
Obdachlosigkeit das polizeiliche Schutzgut der öffentlichen Ordnung beeinträchtigt. So führten zum
Beispiel Drews/Wacke im Jahre 1961 in ihrem Lehrbuch zum Allgemeinen Polizeirecht aus: Wohl aber
ist es die Aufgabe der Polizei geblieben, die zur Beseitigung vorhandener Obdachlosigkeit erforderlichen
Anstalten zu treffen; denn der Zustand, dass jemand ohne ein Dach über seinem Kopf Tag und Nacht auf
der Straße zubringen müsste (oder auch freiwillig will) verstößt ganz abgesehen von der
gesundheitlichen Gefahr für den Obdachlosen bei uns sicher gegen die öffentliche Ordnung 17 In ihrem
Kommentar zum Polizeigesetz von Baden-Württemberg weisen Reiff/Wöhrle/Wolf im Jahre 1984

Im Bereich des geordneten sozialen Zusammenlebens wird seit jeher die Obdachlosigkeit als
Störung der öffentlichen Ordnung betrachtet 18 Im Leitfaden zur ordnungsrechtlichen Unterbringung

Die h.M. und Rechtsprechung versteht unter Obdachlosigkeit eine
Störung der öffentlichen Ordnung und/oder Sicherheit 19 Und Graulich führt im Handbuch des

Die Obdachlosigkeit führt unmittelbar zur Frage, ob es sich überhaupt um einen
denkbaren Gegenstand für die Gefahrenabwehr oder nicht mehr um einen Fall sozialer Bedürftigkeit
handelt. Zur Beseitigung der in der Obdachlosigkeit liegenden Störung der öffentlichen Sicherheit oder

20 Nach VG Augsburg ist der Zustand der (unfreiwilligen)
als eine Störung der öffentlichen Ordnung bzw. im Hinblick auf die damit u. U.

verbundene Gefährdung von Gesundheit und Leben des Obdachlosen als eine Beeinträchtigung der
21

§ 14 des Preußischen Polizeiverwaltungsgesetzes
(PrPVG) vom 01.06.1931 zurück und bezeichnete die öffentliche Ordnung als einen Zustand, der nach
der herrschenden sozialen und ethischen Anschauung der Staatsbürger vorhanden sein muss, um ein

15 Siehe Ayaß Wolfgang, Wohnungslose im Nationalsozialismus, Begleitheft zur Wanderausstellung der BAG
Wohnungslosenhilfe e. V., 2007, Bielefeld.
16 Siehe Kohlrausch-Lange, Strafgesetzbuch mit Erläuterungen und Nebengesetzen, 43. Auflage, 1961, § 361, III. zu

Landstreicher ist nach BGHSt. 4, 52, wer sich aus einem eingewurzelten Hang zum Umherziehen ohne die
Absicht redlichen Erwerbs unter ständigem Wechsel des Nachtquartiers von Ort zu Ort umherstreift und dabei
anderen zur Last fällt, in dem er seinen Lebensunterhalt durch fremde Mildtätigkeit oder durch sonstige geringfügige
Straftaten (!) bestreitet, die zur unmittelbaren Befriedigung einfacher Lebensbedürfnisse bestimmt sind.
17 Drews/Wacke, Allgemeines Polizeirecht, 7. Auflage, 1961, § 7, Ziffer 8, Wohnungswesen, Obdachlosigkeit, S. 121.

Gesamtheit jener ungeschriebenen Regeln für
das Verhalten des einzelnen in der Öffentlichkeit, deren Beobachtung nach den jeweils herrschenden Anschauungen
als unerlässliche Voraussetzung eines geordneten staatsbürgerlichen Gemeinschafts
(Drews/Wacke, Allgemeines Polizeirecht (siehe oben), § 6, Ziff.1, S. 73.

18 Reiff/Wöhrle/Wolf, Polizeigesetz für Baden-Württemberg, 3. Auflage 1984, § 1, Rn 68 mit weiteren Nachweisen.
19 Huttner Georg, Die Unterbringung Obdachloser durch die Polizei- und Ordnungsbehörden, 4. Auflage, 2007,
Ziffer 1.2.1, S. 12; mit Recht weist Huttner darauf hin, dass diese Darstellung die generelle Kritik am Begriff der
öffentlichen Ordnung unterstreicht.

20 Graulich in Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 7. Auflage 2021, E, Rn 841.
21 VG Augsburg, Beschluss vom 04.09.2024 Au 8 S 24.2125, Au 8 S 24.3135, BeckRS 2024, 27046, Rn 25.
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gedeihliches menschliches Zusammenleben der Bürger innerhalb eines Bezirks zu gewährleisten 22

Obdachlose Menschen wurden und werden somit nicht als Mitglieder oder Teil eines geordneten
staatsbürgerlichen Gemeinschaftslebens angesehen, sondern auch heute noch ! als Störer

verbreiteter Kritik, welche dazu geführt hat, dass einzelne Bundesländer dieses polizeiliche Schutzgut
ganz aus ihren Ordnungsgesetzen gestrichen haben. In rechtlicher Hinsicht ist entscheidend, dass die

är ist. Ihr kommt
daher in der Praxis kaum noch Bedeutung zu.23 Weiterhin ist schon aus polizeidogmatischen Gründen
fraglich, ob ein obdachloser Mensch überhaupt als Handlungs- oder Verhaltensstörer im Sinne des
Polizei- und Ordnungsrechts angesehen werden kann. Denn er verstößt mit seinem Verhalten gegen
keine gesetzlichen Verbote oder Regelungen.24

Nach heutigem Rechtsverständnis geht es bei den ordnungsrechtlichen Maßnahmen nicht mehr um die
Beseitigung von polizeiwidrigen Zuständen oder von Verstößen ge öffentliche Ordnung
sondern vorrangig um den Schutz subjektiver Rechte und fundamentaler Individualrechtsgüter wie
Leben, Gesundheit, körperliche Unversehrtheit und Würde. Nach ständiger Rechtsprechung des BVerfG
erschöpfen sich die Grundrechte nicht als subjektive Abwehrrechte gegenüber Eingriffen in die Freiheits-
und Eigentumsrechte des Einzelnen. Die subjektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen sind im Kern
grundrechtlich geschützt und unterliegen insoweit einer umfassenden verfassungsrechtlichen
Schutzpflicht seitens des Staates. 25 Gegenüber der früheren Rechtslage ist somit eine entscheidende
Änderung des Zwecks bzw. Ziels der ordnungsrechtlichen Maßnahmen eingetreten.26

Durch den Zustand der (unfreiwilligen) Obdachlosigkeit werden mehrere Grundrechte eines Betroffenen
in unterschiedlicher Intensität konkret gefährdet bzw. beeinträchtigt. Zu diesen Grundrechten zählen das
Recht auf Leben und auf körperliche Unversehrtheit nach Art. 2 Abs. 1 Satz 2 GG und das Recht auf freie
Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 2 Abs. 1 Satz 1 GG). Die Verpflichtung des Staates, die Grund- und
Menschenrechte zu schützen, ergibt sich nicht nur aus dem Grundgesetz. Zum Schutzbereich der
öffentlichen Sicherheit gehören auch die zahlreichen europäischen und internationalen
Menschenrechtsverträge, zu deren Geltung und Umsetzung sich die Bundesrepublik verpflichtet hat.
Dazu zählen die Artikel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen
vom 10.12.1948, insbesondere Art. 3, wonach jeder das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der
Person hat. Das Recht auf Leben wird ebenso in Artikel 2 der Europäischen
Menschenrechtskonvention vom 04.11.1950 (MRK) geschützt. Weiterhin hat sich die Bundesrepublik
in Art. 11 Abs. 1 des UN-Sozial-pakts verpflichtet, das Recht eines jeden auf einen angemessenen
Lebensstandard für sich und seine Familie, einschließlich ausreichender Ernährung, Bekleidung und
Unterkunft sowie auf eine stete Verbesserung der Lebensbedingungen, anzuerkennen. Der UN-

22 Zitiert nach Graulich in Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 7. Auflage 2021, E, Rn 100.
23 Vgl. Gusy/Eichenhofer, Polizei- und Ordnungsrecht; 11. Auflage 2023, Rn 98 und 99. Mit Recht wird darauf
hingewiesen, dass die öffentliche Ordnung allenfalls eine Notkompetenz begründen kann und dass mit ihrer Hilfe
weder Gesetze oder Grundrechte unterlaufen werden dürfen.
24 Vgl. dazu Lübbe:

Anna Lübbe, Wohnraumbeschaffung durch
Zwangsmaßnahmen, Universitätsschriften, NOMOS RECHT, Band 100, 1. Auflage 1993, S. 31; siehe auch Hinweise
unter Ziffer V., der Adressat der ordnungsrechtlichen Maßnahmen.
25 Mühl/Fischer, § 1 HSOG, Rn 21, BeckOK Polizei- und Ordnungsrecht Hessen, Möstl/Bäuerle, 32. Edition, Stand
01.03.2024; Pöltl, Polizeirecht Baden-Württemberg, 10. Auflage, 2023§ 4, Rn 63.
26 Vgl. Götz/Geis, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht:
individualschutzrechtliche Begründung, die heute anerkannt ist, noch nicht so ausgeprägt, sondern man nahm

, 17. Auflage 2022, § 10, Rn 23.
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Sozialpakt gehört zu den wichtigsten Menschenrechtsverträgen der Vereinten Nationen und wurde am
16.12.1966 von der UN-Generalversammlung verabschiedet. Nach Art. 12 des UN-Sozialpakts

öchstmaß an
-Sozialpakt unterstreicht, dass das

muss.27 Weitere Schutzaufträge ergeben sich aus dem Übereinkommen des Europarates von 2011 zur
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt, auch bekannt als
Istanbul-Konvention, das umfassende Verpflichtungen zur Prävention und Bekämpfung von Gewalt
enthält. Die Bundesrepublik hat das Übereinkommen im Oktober 2017 ratifiziert. Seit dem 1. Februar
2018 ist es in Kraft getreten und verpflichtet die Polizei- und Ordnungsbehörden, bei der Unterbringung
von obdachlosen Frauen diese Schutzbestimmungen zu beachten. Auch die Schutzbestimmungen der
UN-Behindertenrechtskonvention sind bei der Unterbringung von Menschen mit Behinderungen zu
beachten. Die UN -
Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen
es am 30. März 2007. Die Konvention ist am 26.03.2009 in Deutschland in Kraft getreten.28

Art. 6 Abs. 1 GG enthält u. a. das Gebot, Ehe und Familie durch staatliche Maßnahmen zu fördern. Zum
Schutzbereich der Ehe gehört auch das eheliche Zusammenleben. Die Norm begründet neben einem
objektiven Diskriminierungsverbot und Einrichtungsgarantien auch staatliche Schutzpflichten, damit
dieses Zusammenleben gesichert werden kann. Aus der Elternpflicht (Art. 6 Abs. 2, S. 1 GG) und dem
staatlichen Wächteramt (Art. 6 Abs. 2 , S. 2 GG) folgt die Verpflichtung zu einem Handeln zum Wohl des
Kindes, auf das das Kind nach Art. 2 Abs. 1 GG einen grundgesetzlichen Anspruch hat. Aus der UN-
Kinderrechtskonvention (KRK) ergeben sich zahlreiche Verpflichtungen, die bei der Unterbringung
von obdachlosen Familien und ihren Kindern zu beachten sind. Das Übereinkommen besteht aus
insgesamt 54 Artikeln und basiert auf vier Grundprinzipien: dem Diskriminierungsverbot, dem Recht auf
Leben und persönliche Entwicklung, dem Beteiligungsrecht und dem Kindeswohlvorrang. Sie wurde
1989 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen verabschiedet und trat 1992 in Deutschland
in Kraft. Das Kindeswohlprinzip des Art. 3 Abs. 1 KRK gilt umfassend für alle staatlichen Maßnahmen,
die Kinder betreffen, sowie für entsprechende Handlungen privater Fürsorgeeinrichtungen. Es
verpflichtet die Verwaltung dazu, bei allen Entscheidungen für Kinder oder mit Wirkung für Kinder von
sich aus die Belange der Kinder als einen vor Der Grundsatz
sichert damit eine angemessene Repräsentation der Kindesbelange gegenüber anderen Interessen sowohl
bei kollektiven Entscheidungen als auch bei Maßnahmen im Einzelfall 29 Das Kindeswohlprinzip zwingt
somit die Behörden, die Kindesbelange überhaupt wahrzunehmen, zu ermitteln und in einem
transparenten Verfahren gegen andere Interessen abzuwägen.

Der Schutz der öffentlichen Sicherheit besteht daher nicht mehr in der Abwehr eines strafbaren
Verhaltens. Leitmotiv der ordnungsrechtlichen Maßnahmen ist vielmehr der Schutz der bedrohten
fundamentalen Rechtsgüter. Zum Schutzbereich der öffentlichen Sicherheit gehören auch die
zahlreichen Verpflichtungen und Handlungsempfehlungen aus den genannten europäischen und
internationalen Vereinbarungen, zu deren Einhaltung und Umsetzung sich die Bundesrepublik
verpflichtet hat. Die geänderte Zielrichtung der ordnungsrechtlichen Unterbringung muss sowohl in der
Verwaltungspraxis als auch in der Polizeirechtslehre anerkannt und vor allem auch umgesetzt werden.

27 UN, Fachausschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (1991), Ziffern. 8 und 11. Siehe dazu auch
die Hinweise in Engelmann, Analyse, Notunterkünfte für Wohnungslose menschenrechtskonform gestalten,
Deutsches Institut für Menschenrechte, 2022, S. 12 ff.
28 kommt
für Menschenrechte, S. 20.
29 Wapler in Richter/Krappmann/Wapler (Hrsg.), Kinderrechte, Handbuch des deutschen und internationalen
Kinder- und Jugendrechts, 2020, Kapitel 1, Ziffer 8, S. 89 ff.
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Wie die Übersicht über die aktuelle Rechtsprechung zeigt (siehe Ausführungen unter Ziffer XI. und XI.),
wird in vielen Fällen unverändert an der überholten Auffassung festgehalten, dass die
ordnungsrechtlichen Maßnahmen gegenüber den Betroffenen repressiv und abwehrend zu erfolgen
haben.

IV. Vorliegen der höchsten polizeirechtlichen Gefahrenstufe
Aus polizeilicher Sicht stellt die (unfreiwillige) Obdachlosigkeit eine erhebliche Gefahr für das Schutzgut
der öffentlichen Sicherheit, also die höchste Gefahrenstufe überhaupt, dar. Eine erhebliche Gefahr liegt
vor, wenn bedeutsame Rechtsgüter gefährdet sind und somit eine besondere Schutzwürdigkeit besteht.
Dies ist bei der (unfreiwilligen) Obdachlosigkeit der Fall, da hochrangige Rechtsgüter wie das Recht auf
Leben und auf körperliche Unversehrtheit gefährdet sind. Da bei bestehender Obdachlosigkeit der

lbar
bevorsteht, liegen auch die Voraussetzungen einer unmittelbaren oder gegenwärtigen Gefahr vor.30

Hierbei ist die Wahrscheinlichkeitsschwelle der Gefahrenprognose niedrig anzusetzen, wenn
Gesundheitsschäden drohen.31 Das Vorliegen einer erheblichen und unmittelbaren Gefahr für die
bedrohten Grund- und Menschenrechte spielt eine wichtige Rolle bei der Einschränkung des
Entschließungsermessens der Behörden. Grundsätzlich hat die zuständige Gefahrenabwehrbehörde (=
Gemeinden als unterste allgemeine Polizei- bzw. Ordnungsbehörde) zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben
diejenigen Maßnahmen zu treffen, die ihr nach pflichtgemäßem Ermessen erforderlich erscheinen (vgl.
§ 40 Verwaltungsverfahrensgesetz, VwVfG). Nach allgemeiner Auffassung wird dieses Ermessen
eingeschränkt bzw. reduziert, wenn höchste Rechtsgüter bedroht werden und wenn die Polizei diese
Gefahren ohne Vernachlässigung gleichgewichtiger Schutzgüter abwehren kann. Eine derartige
Ermessensreduzierung liegt vor, wenn der Bürger auf polizeiliche Hilfe existenziell angewiesen ist. Da
durch die (unfreiwillige) Obdachlosigkeit elementare Grund- und Menschenrechte akut gefährdet

Rechtsfolge, dass nur noch eine einzige Entscheidung rechtmäßig ist, nämlich die, einem obdachlosen
Menschen eine Unterkunft zuzuweisen. In diesen Fällen muss die Behörde einschreiten, sie besitzt nur
noch Handlungsermessen, wie sie den Obdachlosen unterbringt (z. B. Festlegung einer bestimmten
Unterkunft, ihrer Größe, Ausstattung, Einrichtung, Belegung und dergleichen).32

V. Der Adressat der ordnungsrechtlichen Maßnahmen
Unter der Polizeipflicht wird die allgemeine Rechtspflicht zur Unterlassung von Störungen der
öffentlichen Sicherheit verstanden. Demgemäß hat jeder sein Verhalten und den Zustand seiner Sachen
so einzurichten, dass daraus keine Störungen oder Gefahren für die polizeilichen Schutzgüter entstehen.
Wer sich daran durch sein polizeiwidriges Verhalten nicht hält, ist materiell polizeipflichtig und kann
ordnungsrechtlich in Anspruch genommen werden.33

Verursacht eine Person durch ihr eigenes Verhalten eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit, wird sie
als Verhaltens- oder Handlungsverantwortliche bezeichnet. So lautet z. B. § 13 Abs. 1 ASOG des

30 Zu den Stufen der Gefahr siehe Gusy/Eichenhofer, Polizei- und Ordnungsrecht, 11. Aufl. 2023, § 3, Rn 125 ff.;
BeckOK Polizei- und Ordnungsrecht Nordrhein-Westfalen, Barczak, § 6 PolG NRW, Rn 6, 31. Edition, Stand
15.05.2025; OVG Lüneburg, Beschluss vom 15.04.2024 11 ME 110/24, BeckRS 2024, 12880, Rn 14.
31 OVG Bautzen, Beschluss vom 09.09.2022 6 B 156/22, BeckRS 2022, 25591, Rn 11 zur Gefahrenprognose bei
einem gefährlichen Hund.
32 H.L., Möstl/Bäuerle, BeckOK Polizei- und Ordnungsrecht, § 9 HSOG, Rn 20 ff., 27. Edition, Stand 01.10.2022;
Graulich in Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 2021, Rn 848.
33 H.L., vgl. Ruder/Pöltl, Polizeirecht Baden-Württemberg, 9. Auflage 2023, § 5, Rn 1 ff.
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Allgemeinen Gesetzes zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in Berlin (ASOG Bln):
Verursacht eine Person eine Gefahr, so sind die Maßnahmen gegen diese Person zu richten Alle Polizei-
und Ordnungsgesetze verfügen über gleichartige Vorschriften zur Verhaltensverantwortlichkeit.34 Da der
Obdachlose durch seine (unfreiwillige) Obdachlosigkeit die öffentliche Sicherheit gefährdet, wird er von
der vorherrschenden Polizeirechtslehre als Störer oder Polizeipflichtiger angesehen. Gegen ihn sind
deshalb auch die ordnungsrechtlichen Maßnahmen wie zum Beispiel die Einweisungsverfügung
gerichtet.

Die Verhaltensverantwortlichkeit setzt weder Geschäfts- noch Deliktsfähigkeit oder ein Verschulden
voraus. Die Obdachlosigkeit bemisst sich allein nach objektiven Kriterien, so dass es nicht darauf
ankommt, worauf sie zurückzuführen ist und insbesondere nicht darauf, ob den Betroffenen an ihrem

.35 Bei der gebotenen ordnungsrechtlichen Beurteilung der Gefahrenlage
geht es ausschließlich um die Frage, durch welche Maßnahmen die Gefahr für die bedrohten Rechtsgüter
bzw. für die öffentliche Sicherheit so rasch und effektiv wie möglich beseitigt werden kann.

Der Grund für ein Einschreiten der Ordnungsbehörden liegt in der Gefährdung hochrangiger
Rechtsgüter durch die Obdachlosigkeit. Der Adressat der Maßnahmen, der Obdachlose, ist daher in

der Maßnahmen der Schutz fundamentaler Rechte in dem geltenden Polizei- und Ordnungsrecht
noch nicht angekommen bzw. umgesetzt ist. Eine Anpassung der Polizei- und Ordnungsgesetze ist
dringend geboten.

VI. Umfassende Verpflichtung zur Unterbringung von obdachlosen Menschen
Nach der neueren Rechtsprechung insbesondere der Oberverwaltungsgerichte sind die Gemeinden
verpflichtet, grundsätzlich jeden Menschen, der unfreiwillig obdachlos ist und sich nicht mit eigenen
Kräften oder Mitteln eine Unterkunft verschaffen kann, unterzubringen. So hat zum Beispiel das
Oberverwaltungsgericht (OVG) Nordrhein-Westfalen entschieden: Als unterste, allgemeine
Gefahrenabwehrbehörde hat die Gemeinde zum Schutz der von der Obdachlosigkeit bedrohten
hochrangigen Rechtsgüter eines Menschen die letzte Absicherung innerhalb des sozialen und
ordnungsrechtlichen Systems zu gewährleisten 36 Dieser Entscheidung lag der Fall einer psychisch
schwer erkrankten Frau zugrunde, die aus einem Kreisklinikum entlassen wurde und die ihre
Unterbringung bei der Gemeinde beantragt hatte. Die Ordnungsbehörde lehnte eine Unterbringung ab,

Verwaltungsgericht (VG) verpflichtete die Gemeinde zur Unterbringung. Das OVG NRW wies die
Beschwerde der Gemeinde als unbegründet zurück und führte in den Gründen aus. Dabei verkennt der
Senat nicht, dass wie sich aus dem Verwaltungsvorgang der Antragsgegnerin (= Gemeinde, der Verfasser)
ergibt , die Unterbringung der psychisch kranken Antragstellerin mit erheblichen Schwierigkeiten für die
Antragsgegnerin verbunden ist. Nach dem Vorbringen der Antragsgegnerin erscheint es auch nicht
ausgeschlossen, dass eine anderweitige Unterbringung der Antragstellerin in Betracht kommt und nach
Lage der Dinge zur effektiven Hilfeleistung wohl vorzugswürdig wäre, namentlich die Unterbringung nach
den Vorschriften des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten (PsychKG).
Der Antragsgegnerin bleibt es unbenommen, auf eine solche Unterbringung hinzuwirken (vgl. §§ 12 ff.
PsychKG). Solange aber aus welchen Gründen auch immer eine Unterbringung nach dem PsychKG

34 Zur Übersicht über die landesrechtlichen Regelungen vgl. Gusy/Eichenhofer, Polizei- und Ordnungsrecht,
11. Auflage 2023, § 5, Fußnote 1.
35 VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 23.9.2019 1 S 1698/ 19, juris, Rn 5; Ruder/Pöltl, Polizeirecht Baden-
Württemberg, 9. Auflage, 2021, § 5, Rn 13 ff.
36 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 10.07.2019 9 B 882/19, BeckRS 2019, 15028, Orientierungssatz 2.
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oder in einer Einrichtung i.S.d. SGB XII nicht erfolgt, verbleibt es grundsätzlich bei der Verpflichtung der
örtlichen Ordnungsbehörde, drohender oder bestehender Obdachlosigkeit mit Mitteln der Gefahrenabwehr
zu begegnen (vgl. OVG NRW, Beschluss vom 17.02.2017 9 B 209/17, juris, Rn 10). Die Ordnungsbehörde
gewährleistet damit gewissermaßen die letzte Absicherung innerhalb des sozialen und
ordnungsrechtlichen Systems. Auch ein unangepasstes oder nicht sozialadäquates Verhalten der
obdachlosen Person ändert an dieser grundsätzlichen Verpflichtung .37

Ähnlich hat auch der VGHMannheim zur Unterbringungspflicht einer seelisch erkrankten, gewalttätigen
Die Pflicht der Gemeinde, als Ortspolizeibehörde unfreiwillig Obdachlose

unterzubringen, steht hier erkennbar in einem Spannungsverhältnis zur Pflicht der Gemeinde , ihre
Vermögensgegenstände pfleglich und wirtschaftlich zu verwalten. Beschädigungen der
Obdachlosenunterkunft durch Untergebrachte lassen die Unterbringungspflicht jedoch nicht entfallen.
Vielmehr hat die Gemeinde andere Möglichkeiten, Obdachlosenunterkünfte als Teil ihres Vermögens nach
Möglichkeit vor Beschädigungen zu schützen
Obdachlosenunterkunft durch einen Untergebrachten gekommen ist, kann die Gemeinde ihm einfachste
Unterkünfte zuweisen oder regelmäßige, im Einzelfall auch tägliche Kontrollen der zugewiesenen Räume
vornehmen 38 Ohne Erfolg macht die
Antragsgegnerin geltend, die Antragstellerin sei nicht unterbringungsfähig und daher sei die Pflicht der
Antragsgegnerin zur obdachlosenrechtlichen Unterbringung erloschen. Die Antragsgegnerin beruft sich
insoweit darauf, dass die Antragstellerin einen erheblichen Schaden an der Unterkunft versursacht habe,
u.a. einen Brand in der Gemeinschaftsk
Beschädigung der Holzdeckenkonstruktion durch Wassereintritt
München stellte das Gericht klar: klargestellt, dass die aus einem

Gemeinschaftseinrichtung die grundsätzliche Verpflichtung der Sicherheitsbehörde zur Gefahrenabwehr
39 In der Entscheidung des BayVGH vom 27.12.2017

ging es um die Frage, ob eine Gemeinde verpflichtet ist, einen Antragsteller weiter unterzubringen, der
u. a. Mitarbeiter der Gemeinde bedroht, verbale und tatsächliche Auseinandersetzungen mit
Mitbewohnern geführt und mutmaßlich gegenüber seinen Angehörigen körperliche Gewalt eingesetzt
hatte. Das Gericht führte in den Gründen aus:

richtung
ändert an der grundsätzlichen Verpflichtung der Sicherheitsbehörde zur Gefahrenabwehr nichts; bei
festgestellter Selbst- oder Fremdgefährdung kommt allerdings vorrangig eine Unterbringung nach dem

40 Mit dieser Entscheidung hatte der BayVGH seine in dem Beschluss

obdachlosen Personen im Falle massiver Störungen die obdachmäßige Unterbringung wegen
41

Nach Auffassung des OVG Lüneburg
Unterbringungspflicht der Kommune möglicherweise entfallen lassen könnte, erst dann angenommen

37 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 10.07.2019 9 B 882/19, BeckRS 2019, Tenor.
38 VGH Mannheim, Beschluss vom 27.11.2019 1 S 2192/19, BeckRS 2019, 32671, Rn 16.
39 VGH Mannheim, Beschluss vom 27.11.2019 1 S 2192/19, BeckRS 2019, 32671, Rn 15; BayVGH, Beschluss vom
27.12.2017 4 CS 17.1450, juris; zur Verpflichtung, einen an einer psychischen Erkrankung leidenden
Antragstellers mit einer in der Suchtproblematik wurzelnden Aggressions- und Gewaltausbrüchen unterzubringen,
vgl. auch VG Düsseldorf, Beschluss vom 15.04.2021 23 L 750, BeckRS 2021, 8620, Rn 12 und 13.

40 VGH München, Beschluss vom 27.12.2017 4 CS 17.1450, BeckRS 2017, 138437, Rn 13.
41 VGH München, Beschluss vom 09. 01.2017 4 C 16.2565, juris.
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alle Übrigen in Betrach 42

Ob eine Entbindung der Kommunen von dieser Pflicht in
extremen Ausnahmefällen in Betracht kommen kann, bedarf aus Anlass des vorliegenden Falls keiner
Entscheidung. In der Regel wird ein unangepasstes, sozialschädliches Verhalten eines Obdachlosen, wie es
von der Antragsgegnerin hier geltend gemacht wird, an der Unterbringungspflicht der Gemeinde nichts
ändern 43

Im Beschluss vom 23.07.2024 hat der VGH Mannheim seine Rechtsprechung zur Unterbringung von
psychisch erkrankten Personen nochmals bestätigt.44 Danach lässt eine aus einem sozialschädlichen

Gemeinschaftseinrichtung die grundsätzliche Verpflichtung der Polizeibehörden zur Gefahrenabwehr
Auch wenn

feststeht, dass die Voraussetzungen für eine Unterbringung des Obdachlosen nach den Bestimmungen des
§ 1831 Abs. 1 BGB oder des PsychKHG erfüllt sind, besteht die Verpflichtung der Polizeibehörde, eine
drohende Obdachlosigkeit mit den Mitteln des Polizeirechts zu verhindern, so lange fort, bis eine derartige
Unterbringung stattgefunden hat. Denn erst diese anderweitige Gewährleistung eines menschenwürdigen
Obdachs lässt die durch eine Obdachlosigkeit eintretende Gefahr, die zu vermeiden die Polizeibehörde

(amtlicher Leitsatz 2.). In seinem Beschluss vom 28.08.2024 zur
Pflicht einer erneuten Unterbringung eines gewalttätigen und drogenabhängigen Obdachlosen hat der

Denn ein entsprechendes
(Vor)Verhalten des Untergebrachten lässt die Gefahr, die bei einer (erneuten) Obdachlosigkeit aufgrund
der damit verbundenen Gefährdung hochrangiger individueller Rechtsgüter eintritt und die zu beseitigen

45 Und weiter führt der VGH Mannheim
Dem entsprechend hat auch der Bayerische Verwaltungsgerichtshof seine Rechtsprechung, dass die

Unterbringung eines Obdachlosen nach dem Obdachlosenrecht sowohl dessen Unterbringungsfähigkeit
als auch dessen Unterbringungswilligkeit voraussetze (BayVGH, Beschluss vom 06.08.2015 4 C 15.1578
NVwZ-RR 2015, 895) dahingehend klargestellt, dass die aus einem sozialschädlichen Verhalten des

ndsätzliche
Verpflichtung der Sicherheitsbehörden zur Gefahrenabwehr unberührt lässt (Bay VGH, Beschluss vom
09.01.2017 4 C 16.2565).

Nach der zitierten Rechtsprechung der Oberverwaltungsgerichte sind die Gemeinden verpflichtet, auch
alte, psychisch oder physisch kranke, sucht- und drogenabhängige, blinde, behinderte, pflegebedürftige,
verhaltensauffällige oder auch gewaltbereite, selbst gewalttätige Menschen unterzubringen. Den vor
allem in der Verwaltungspraxis aber auch in der Literatur unternommenen Versuchen, die

Denn die
genannten Voraussetzungen, die zu einem Wegfall des staatlichen Schutzauftrags und zu dem
Ausschluss des subjektiven Rechts eines obdachlosen Menschen auf Unterbringung führen können,
werden in keinem Polizei- und Ordnungsgesetz genannt. Die genannten Kriterien dienen nicht der

42 OVG Lüneburg, Beschluss vom 15.04.2024 11 ME 110/24. BeckRS 2024, 12880, amtlicher Leitsatz.
43 OVG Lüneburg, Beschluss vom 15.04.2024 11 ME 110/24. BeckRS 2024, 12880, Rn 15. Dieser Rechtsauffassung
kann m.E. nicht zugestimmt werden. Denn sie macht die ordnungsrechtliche Unterbringung von Kriterien
abhängig, die im Polizei- und Ordnungsrecht keine Rechtsgrundlage haben. In keinem Polizei- und
Ordnungsgesetz werden die genannten Kriterien als Voraussetzung für ein polizeiliches Handeln genannt. Selbst
in Extremfällen bleibt es daher bei der Verpflichtung der Gemeinden, einen Obdachlosen zum Schutz seiner
Grund- und Menschenrechte unterzubringen.

44 VGH Mannheim, Beschluss vom 23.07.2024 1 S 816/24, BeckRS 2024, 18447, amtliche Leitsätze.
45 VGH Mannheim, Beschluss vom 23.07.2024 1 S 816/24, BeckRS 2024, 18447, Rn 20.
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Erfüllung der Aufgabe der Gefahrenabwehr. Sie haben in den Polizei- und Ordnungsgesetzen keine

Umso erstaunlicher ist, dass vor allem in der Polizeirechtsliteratur teilweise in Kenntnis der zitierten
Rechtsprechung der Oberverwaltungsgerichte die Auffassung vertreten wird, die Gemeinden könnten
wenn auch unter Einschränkungen diese Kriterien anwenden. So führt z. B. Graulich im Handbuch des

Eine Pflicht, einem Wohnungslosen eine Obdachlosenunterkunft zur Verfügung zu
stellen, besteht nicht, wenn es an der erforderlichen Unterbringungsfähigkeit und Unterbringungswilligkeit
derselben fehlt. Hiervon ist auszugehen, wenn während des Aufenthalts in der früheren Wohnung wenn
während des Aufenthalts in der früheren Wohnung mehrfach und nachhaltig der Hausfriede innerhalb
eines Mehrfamilienwohnhauses gestört und strafbewehrte Handlungen insbesondere wiederholte
Beleidigungen und Bedrohungen, daneben auch Sachbeschädigung und Körperverletzung zulasten der
Mitbewohner begangen wurden.46 Hofrichter/Kahl weisen in ihrer Kommentierung darauf hin, dass die
Verweigerung der Obdachlosenunterbringung wegen fehlender Unterbringungsfähigkeit und -willigkeit
die Ultima Ratio der Gefahrenabwehrbehörde darstellt, so dass an deren Nachweis besonders hohe

47 Auch diese Auffassung ist abzulehnen, da sie dem Schutzauftrag des
Staates für die bedrohten Grund- und Menschenrechte des betroffenen Obdachlosen widerspricht und
im Ergebnis einer unzulässigen Verwirkung hochrangiger Individualrechte gleichkommt.

Diese nahezu uneingeschränkte Unterbringungspflicht stellt die Gemeinden vor neue
Herausforderungen. Die bisher von der Polizeirechtslehre vertretene Auffassung, wonach sich die
ordnungsrechtliche Unterbrin

aufrechterhalten. Notwendig sind vielmehr Beratungs-, Hilfs- und Unterstützungsangebote. Die
Gemeinden müssen insbesondere eng mit den Sozialämtern und -verbänden zusammenarbeiten und
professionelle Begleitung, aufsuchende Sozialarbeit und gruppenspezifische Hilfsangebote einfordern.48

Nur dann können sie ihren Auftrag, die Grund- und Menschenrechte zu schützen, wahrnehmen.

VII. Rechtsanspruch auf Unterbringung
Wegen des Ausmaßes und der Schwere der drohenden Gefahr für die Grund- und Menschenrechte
besitzt der Obdachlose gegenüber der Gefahrenabwehrbehörde ein subjektiv-öffentliches Recht auf
Einschreiten. Das Ermessen der Behörde, einzuschreiten, ist in diesen Fällen wegen der hierdurch
bedrohten Individualrechtsgüter auf null reduziert mit der Rechtsfolge, dass sie einschreiten und eine
Unterkunft zuweisen muss.49 Der Anspruch auf Beseitigung der (unfreiwilligen Obdachlosigkeit) folgt aus
der jeweiligen landesrechtlichen sicherheits-, polizei- und ordnungsrechtlichen Generalklausel. Diese
dient auch der Durchsetzung der aus den Grundrechten resultierenden staatlichen Schutzpflichten

46 Graulich in Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 7. Auflage, 2021, E, Rn 847 unter Berufung auf einen
Beschluss des VG Osnabrück vom 13.03.2015 6 B 10/15. Eine Auseinandersetzung mit der seit dieser
Entscheidung ergangenen gegenteiligen Rechtsprechung der Oberverwaltungsgerichte wird nicht vorgenommen.
47 Hofrichter/Kahl in BeckOK Polizei- und Ordnungsrecht, § 13 OBG Brandenburg, Rn 50, 6. Edition, Stand
01.04.2025. Diese Auffassung steht im Widerspruch zu den von den Kommentatoren anschließend zitierten
Grundsatzentscheidungen der genannten Oberverwaltungsgerichte.
48 Wichtige Hinweise dazu enthalten z. B. die bayerischen Empfehlungen für das Obdachlosen- und
Wohnungslosenwesen vom 2.10.2023, Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien für
Familie, Arbeit und Soziales, des Innern, für Sport und Integration, für Wohnen, Bau und Verkehr sowie für
Gesundheit und Pflege, Az. II1/6457.03-1/22, veröffentlicht im BayMBl. 2023 Nr. 518 vom 25.10.2023, Ziffer 3.,
Prävention und Hilfemaßnahmen.
49 H.L., vgl. BeckOK PolR BW/Trurnit BWPolG § 3 Rn 16.1, 35. Edition, 15.06.2025.
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gegenüber dem Bürger. Dieser Unterbringungsanspruch kann vor den Verwaltungsgerichten geltend
gemacht werden.50

Der Unterbringungsanspruch gegenüber der Ordnungsbehörde bleibt auch dann bestehen, wenn die
Gemeinde die Obdachlosenunterkünfte nicht selbst betreibt, sondern Dritte (gewerbliche Unternehmen,
private Einrichtungen, Wohlfahrtsverbände und dergleichen) mit der Unterbringung beauftragt. Auch in
diesen Fällen besitzt der Betroffene einen notfalls gerichtlich durchsetzbaren Anspruch gegenüber der
Ordnungsbehörde/Stadt auf Unterbringung und auf Einhaltung der Mindestanforderungen an eine
menschenwürdige Unterbringung. Eine Gemeinde kann sich daher nicht durch eine Privatisierung der

diese umgehen. Sie ist und bleibt dem untergebrachten Obdachlosen gegenüber während der
gesamten Dauer der Unterbringung verpflichtet, sowohl die Unterbringung selbst zu gewährleisten als
auch die Einhaltung der Mindeststandards. Sie hat daher auch das Recht aber auch die Pflicht , die
gewerblichen Betreiber und Träger zur Einhaltung dieser Standards zu verpflichten. Die privatrechtlichen
Rechtsbeziehungen zwischen einem Bewohner und dem Träger einer privaten Einrichtung werden von
den dargestellten öffentlich-rechtlichen Grundsätzen überlagert.

VIII. Die örtliche Zuständigkeit zur Unterbringung
Bei der örtlichen Zuständigkeit geht es um die Frage, welche Gemeinde räumlich für die Durchführung
von Maßnahmen der Gefahrenabwehr zuständig ist. Sie bestimmt darüber, ob die Gemeinde in X oder
in Y eine Antragstellerin / einen Antragsteller unterbringen muss. Meist geht es hierbei um die Frage, ob
die Gemeinde, in deren Zuständigkeitsbereich die Obdachlosigkeit eingetreten ist, zuständig ist oder
diejenige, in der sich der Obdachlose gerade aufhält und seine Unterbringung beantragt.

Die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach den jeweiligen landesrechtlichen Polizei- und
Ordnungsgesetzen. So legt z. B. § 68 Abs. 1 Satz 2 Polizeigesetz Baden-Württemberg (PolG BW) fest:
Örtlich zuständig ist die Polizeibehörde, in deren Dienstbezirk eine polizeiliche Aufgabe wahrzunehmen
ist. Die Polizei- und Ordnungsgesetze der anderen Bundesländer verfügen über vergleichbare
Regelungen. Maßgebend ist, wo die zu schützenden Interessen verletzt oder gefährdet werden. Es muss
somit die Behörde handeln, in deren Zuständigkeitsbereich (= Dienstbezirk/Gemeindegebiet) die

Die polizeiliche
Aufgabe der Obdachlosenunterbringung ist von der sachlich zuständigen Ortspolizeibehörde
wahrzunehmen, in deren Zuständigkeitsbereich sich der Obdachlose tatsächlich aufhält und die
Unterbringung begehr Darauf, wo wegen des Verlusts der bisherigen Wohnung die Obdachlosigkeit
eingetreten ist und wo der Obdachlose seinen letzten Wohnsitz hatte, kommt es nicht an, wenn der von
der Obdachlosigkeit Betroffene sich im Bezirk der dortigen Ortspolizei tatsächlich nicht mehr aufhält [...]
Es muss diejenige Behörde handeln, in deren Zuständigkeitsbereich die dem polizeirechtlichen Schutz
unterstellten Rechtsgüter aktuell gefährdet oder schon verletzt werden [...] Dass ein Betroffener dadurch
Einfluss nehmen kann, wo er obdachlosenpolizeirechtlich unterzubringen ist, ist im Hinblick auf das in Art.
11 Grundgesetz verbürgte Grundrecht auf Freizügigkeit grundsätzlich bis zur Grenze des
Rechtsmissbrauchs 51 Auch nach Auffassung des BayVGH bestimmt sich im Falle der
Obdachlosigkeit die örtliche Zuständigkeit der Sicherheitsbehörde gem. Art. 3 Abs. 1 Nr. 4 BayVwVfG
nicht nach dem Ort, an dem der Betroffene erstmals obd sondern nach dem Ort,

50 Siehe dazu Ruder, Arbeitshilfen zum Obdachlosenpolizeirecht, Formulierungshilfen zur Geltendmachung und
Durchsetzung des Anspruchs auf Zuweisung einer Notunterkunft, BAG Wohnungslosenhilfe e.V., Reihe Materialien
zur Wohnungslosenhilfe, Heft 67, Berlin 2020.
51 H.L., vgl. BeckOK PolR BW/Schatz BWPolG § 113 Rn 3.1, 35. Edition, Stand 15.06.2025; VGH Mannheim,
Beschluss vom 23.09.2021 1 S 1698/19, juris, Rn 13; Ehmann, Obdachlosigkeit in Kommunen, 3. Aufl. 2019, Ziffer
3.2, S. 47.
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an dem er sich gerade aufhält und an dem die mit der Obdachlosigkeit verbundene Gefahr für Leib und
52

Auch das Alter, der Gesundheitszustand und das Herkunftsland eines Antragstellers oder die möglichen
Erfolgsaussichten eines Asylverfahrens spielen insoweit keine Rolle.53 Maßgebend ist ausschließlich, in
welchem Bezirk die Gefahr für die öffentliche Sicherheit droht. Das ist regelmäßig der Ort, in dem der
Betroffene sich aufhält und seine Unterbringung beantragt. Denn (nur) diese Gemeinde kann die Gefahr
für die öffentliche Sicherheit effektiv beseitigen. Aus diesem Grund ist die Gemeinde des jeweiligen
Aufenthaltsortes auch bei Ausländern zuständig, denen die Einreise im Wege des Familiennachzugs
unter Verzicht auf das Wohnungserfordernis erlaubt wurde. Örtlich sind Gefahrenlagen immer dann,
wenn die abzuwehrende Gefahr in ihren Auswirkungen und ihrer Tragweite auf das Gemeindegebiet
beschränkt ist. Dies ist auch bei neu zugezogenen Personen der Fall, die wegen des Fehlens einer
Unterkunft individuellen Gesundheitsgefahren ausgesetzt sind.54 Aus diesen Gründen kann es im
Rahmen dieser Zuständigkeitsvorschrift nicht darauf ankommen, ob auch früher schon eine andere
Sicherheits Verlegt eine
Person, die durch den Verlust ihrer Unterkunft obdachlos geworden ist, in Ausübung ihres Grundrechts auf
Freizügigkeit (Art 11 GG) ihren Aufenthaltsort in eine andere Gemeinde, so ist daher allein diese
Zuzugsgemeinde und nicht mehr die Gemeinde, in welcher die Obdachlosigkeit ursprünglich entstanden

.55 Verlässt ein Obdachloser das
Gemeindegebiet einer Ortspolizeibehörde nur deshalb, weil diese sich zu Unrecht weigert, ihn zur
Gefahrenabwehr unterzubringen, und ihn auf andere Gemeinden verweist, beseitigt das nicht die
örtliche Zuständigkeit jener Gemeinde nicht.56

Jeder Obdachlose kann im Rahmen seines Grundrechts auf freie Wahl des Wohnsitzes nach
Art. 11 GG selbst entscheiden, in welchem Ort er leben und untergebracht werden will. Eine
Verwaltungspraxis, die einen Antragsteller an die Gemeinde seines früheren regulären Wohnorts
verweist, ist daher rechtswidrig und verletzt einen Antragsteller in seinem Grundrecht auf Freizügigkeit.57

IX. Der Vorrang der Selbsthilfe
Ein Anspruch auf ordnungsrechtliches Einschreiten besteht nach der h. L. nur, soweit und solange der
Obdachlose die Gefahr nicht selbst aus eigenen Kräften oder mithilfe der Sozialleistungsträger in
zumutbarer Weise und Zeit beheben kann. Wer staatlichen Schutz vor drohender Obdachlosigkeit
begehrt, ist gehalten, dieser Gefahr zunächst durch intensive eigene Bemühungen für eine Unterkunft
entgegenzuwirken. Die Selbsthilfe des Betroffenen hat daher stets Vorrang vor
ordnungsrechtlichen Maßnahmen. Im Vordergrund steht immer die Beschaffung ausreichenden
Wohnraums, in erster Linie durch den Betroffenen selbst, in zweiter Linie gegebenenfalls mit Hilfe der

52 VGH München, Beschluss vom 30.04.2024 4 CE 24.627, BeckRS 2024, 12209, redaktioneller Leitsatz.
53 OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 26.04.2018 OVG 6 N 46.17, Orientierungssatz 3.
54 VGH München, Beschluss vom 15.02.2024 4 CE 24.60, Amtlicher Leitsatz, KommJur 2024, Heft 6, S. 233 zur
Zuständigkeit einer Gemeinde beim Familiennachzug.
55 VGH München, Beschluss vom 14.09.2019 4 CE 19.1546, juris, Rn 11; siehe auch VGH Mannheim, Beschluss
vom 23.09.2019 1 S 1698/19, Rn 17 m.w. Nachw.
56 BeckOK PolRBW/Schatz BWPolG, § 113, Rn 3.2, 35. Edition, Stand 15.06.2025; VGH Mannheim, Beschluss vom
23.09.2019 1 S 1698/19, BeckRS 2019, 23388, amtlicher Leitsatz 2.
57 Zum Recht auf freie Wahl des Wohnsitzes vgl. auch VGH München, Beschluss vom 11.01.2022 4 CE 21.3094,
BeckRS 2022, 10648, Rn 13 unter Hinweis auf BVerfG, Urteil vom 17.12.2013, BVerfGE 134, 242 Rn 253.
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Behörden im Rahmen der Daseinsvorsorge 58 Kann sich ein Obdachloser mit eigenen Mitteln eine
Unterkunft verschaffen, besteht ordnungsrechtlich gesehen keine Notwendigkeit zum Einschreiten der
Behörde: Der Unterbringungsanspruch besteht dann nicht. So hat z. B. das VG Bayreuth ausgeführt:
obdachlos im rechtlichen Sinne gilt nicht, wer sich unter Ausschöpfung aller ihm zu Gebote stehenden
zumutbaren Eigenmaßnahmen, auch finanzieller Art, selbst eine nur vorübergehende und den
Mindestanforderungen genügende Bleibe verschaffen kann. Der Antragsteller ist zum gegenwärtigen
Zeitpunkt wohl noch als obdachlos anzusehen, da die Erfolgsaussichten der Anmietung einer

ss sich dem
Antragsteller aus dem örtlichen Wohnungsmarkt tatsächlich die Möglichkeit zum Abschluss eines

59

Der Grundsatz des Vorrangs der Selbsthilfe wurde vor allem von der Rechtsprechung entwickelt. Er ist
in dieser Ausformulierung in keinem Polizei- und Ordnungsgesetz zu finden. Polizeirechtlich betrachtet
geht es um die Konkretisierung des Gebots der Erforderlichkeit. Erforderlich ist eine Maßnahme,
wenn sie zur Aufgabenwahrnehmung im vorliegenden Fall also zum Schutz der bedrohten Grund- und
Menschenrechte notwendig ist. Diese Frage ist durch Auslegung unter Berücksichtigung der hier
dargestellten Grundsätze zu ermitteln. Dabei handelt es sich um eine Rechtsfrage, die von den Gerichten
in vollem Umfange überprüft wird. Bei diesem Vorgehen der Behörden stellen sich mehrere
Rechtsfragen. Denn die Polizei- und Ordnungsgesetze sehen keinerlei Mitwirkungs- oder
Eigenbemühungspflichten der Betroffenen vor. Frage ist insbesondere, auf welcher Rechtsgrundlage
derartige Forderungen beruhen.

Nach herrschender Rechtsauffassung ist der Unterbringungsanspruch ausgeschlossen:

1. wenn der Antragsteller über genügende eigene Mittel zur Beschaffung einer Unterkunft verfügt. Die
entscheidende Rechtsfrage in diesem Zusammenhang ist, in welcher Höhe derartige Mittel
vorhanden sein müssen. Für die Stadt München hat z. B. der BayVGH im Jahre 2021 entschieden, dass
eine Erwerbsunfähigkeitsrente in Höhe von 890 Euro nicht ausreicht, um sich selbst eine Unterkunft
zu beschaffen.60 Aus den Gründen:
vorträgt, die Antragstellerin bzw. ihrem gesetzlichen Betreuer sei angesichts einer
Erwerbsunfähigkeitsrente von monatlich 890 Euro das Anmieten einer eigenen Unterkunft etwa in einer
Pension oder einer Wohngemeinschaft möglich, bestreitet sie der Sache nach, dass eine unfreiwillige
Obdachlosigkeit (fort-)besteht. An der Ernsthaftigkeit dieses Einwands muss schon deshalb gezweifelt
werden, weil die Antragsgegnerin der Antragstellerin seit Jahren Unterkunft in einer
Obdachloseneinrichtung gewährt und damit fortlaufend zu erkennen gibt, dass sie ein
sicherheitsbehördliches Tätigwerden wegen einer sonst eintretenden Obdachlosigkeit für geboten hält.
Davon abgesehen trägt die Antragsgegnerin keine konkreten Erfahrungstatsachen vor, die ihre
Vermutung stützen könnten, dass die Antragstellerin sich auf dem örtlichen Wohnungsmarkt bei
zumutbarer Eigeninitiative und mit Unterstützung ihres Betreuers angemessenen Wohnraum
verschaffen könnte. Es erscheint im Gegenteil mehr als naheliegend, dass eine durch langjährige
Drogenabhängigkeit und eine Reihe schwerer psychischer Erkrankungen gezeichnete Person, die nicht
im Erwerbsleben steht, auf Grund dieser persönlichen Umstände kaum eine realistische Aussicht hat,
ein Zimmer in einer privaten Pension oder in einer Wohngemeinschaft anzumieten, auch wenn sie auf
den Bezug einer Erwerbsunfähigkeitsrente verweisen kann. Das Verwaltungsgericht ist deshalb zu Recht
dem durch eine eidesstattliche Versicherung gestützten Vortrag der Antragstellerin gefolgt sie trotz

58 So OVG Schleswig, Beschluss vom 19.10.2021, 4 MB 51/21, BeckRS 2021, 31706, Rn 7.

59 VG Bayreuth, Beschluss vom 29.11.2021 B 1 E 21.1167, BeckRS 2021, 52574, Rn 24.
60 VGH München, Beschluss vom 20.07.2021 4 CE 21.1374, BeckRS 2021, 20953.
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eigener Suchbemühungen bisher keine Wohnung gefunden habe und somit nicht in der Lage gewesen
61

2. wenn der Antragsteller keine oder nicht ausreichende Nachweise über seine Eigenbemühungen zur
Beschaffung einer Unterkunft vorgelegt hat. So hat z. B. der VGH Kassel in seinem Beschluss vom
11.03.2022 ausgeführt:62 Als Störer ist der Obdachlose gemäß § 6 HSOG jedoch grundsätzlich zunächst
selbst verpflichtet, die Störung durch intensive eigene Bemühungen um eine Unterkunft zu beseitigen.
Um einen Anspruch auf eine Einweisung erfolgreich geltend zu machen, müsste er glaubhaft darlegen,
dass keine Möglichkeit besteht, eine Wohnung zu finden, ohne die Anspruchsgegnerin in Anspruch zu
nehmen. Denn die Antragsgegnerin ist nicht generell verpflichtet, jeden auf Leistung von
Grundsicherung angewiesenen Wohnungssuchenden so lange unterzubringen, bis er eine Wohnung
gefunden hat. Ihr obliegt lediglich die Gefahrenabwehr und damit allenfalls eine nur vorübergehende
Unterbringung, während die Gewährung und Sicherung einer Unterkunft auf Dauer wenn sich der
Betroffene nicht selbst helfen kann Aufgabe des zuständigen Trägers der Grundsicherung ist. Davon
ausgehend hat der Antragsteller nicht hinreichend geltend gemacht, sich intensiv um eine Wohnung

im Verwaltungsverfahren hatte er lediglich handschriftlich verfasste Mitteilungen ohne Datum und
Unterschrift vorgelegt, wonach teilweise Wohnungsanfragen erfolglos gewesen und teilweise Anfragen
noch offen seien. Damit hat er jedoch eine unmittelbare Gefahr für Leib und Leben nicht dargelegt.
Insbesondere hat er keine Bemühungen bei den örtlichen Wohnungsbaugesellschaften, durch Aufgabe
einer eigenen Suchanzeige oder die Suche auch nach einer kleineren Wohnung oder einem Zimmer
belegt. Die Bemühungen zur Wohnungssuche ergeben sich für den Senat daher weder aus der

63

Die Anforderungen an den Nachweis, dass die (unfreiwillige) Obdachlosigkeit nicht aus eigener Kraft
beseitigt werden kann, dürfen nicht überzogen werden. Wenn z. B. amtsbekannt ist, dass in einer Stadt
akute Wohnungsnot besteht und keinerlei Aussichten bestehen, eine Unterkunft zu finden, können von
einem Betroffenen nicht Nachweise über die (vergeblichen) Bemühungen, eine Wohnung anmieten zu
können wie die Vorsprache bei Immobilienmaklern, Wohnungsanzeigen und dergleichen gefordert
werden. Derartige Ansinnen sind unzulässig. Denn nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz ist ein
Verwaltungsakt nur rechtmäßig, wenn er vom Adressaten nichts tatsächlich oder rechtlich Unmögliches
verlangt.64 Das Gericht geht nach dem Vortrag
des Antragstellers davon aus, dass diesem derzeit keine Möglichkeiten offenstehen, seine Obdachlosigkeit
aus eigener Kraft zu beseitigen. Der Antragsteller hat im Rahmen seines Antrags auf Gewährung von
Prozesskostenhilfe Angaben zu seiner finanziellen Lage gemacht und insoweit erklärt, dass er monatlich
449,00 Euro Arbeitslosengeld II erhalte, wobei ein Bescheid noch nicht vorliege. Weitere Einnahmen habe
er nicht und auch keinerlei finanzielle Hilfen, auf die er zurückgreifen könne [...] Aus diesen Angaben ergibt
sich, dass der Antragsteller gegenwärtig keine ausreichenden Mittel hat, um auf eigene Kosten eine

65 Zur Glaubhaftmachung fehlender Eigenmittel reicht regelmäßig im
gerichtlichen Eilverfahren die substantiierte Darlegung der persönlichen und wirtschaftlichen

61 VGH München, Beschluss vom 20.07.2021 4 CE 21.1374, BeckRS 2021, 20953, Rn 18; siehe auch VG Würzburg,
Beschluss vom 19.01.2022 W 5 E 22.54, BeckRS 2022, 2928, Rn 18 und 19.
62 VGH Kassel, Beschluss vom 11.03.2022 8 B 2533/20, BeckRS 2022, 38175.
63 VGH Kassel, Beschluss vom 11.03.2022 8 B 2533/20, BeckRS 2022, 38175, Rn 17.

64 Erbguth/Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht, 10. Aufl., 2020, § 15, Rn 55.
65 VG Würzburg, Beschluss vom 19.01.2022 W 5 E 22.54, Rn 19, BeckRS 2022, 2928.



Ruder, Gutachterliche Stellungnahme

Unterbringung wohnungsloser Menschen

21

Verhältnisse bzw. der gegenwärtig bestehenden Mittellosigkeit mittels der Prozesskostenhilfeerklärung
aus.66

Zur Auslegung des Grundsatzes gibt es eine umfangreiche Rechtsprechung:

Das OVG Berlin-Brandenburg hat im Beschluss vom 11.12.2019 den Umfang der Eigenbemühungen
wie folgt begrenzt:67

Leitsatz:

Soweit der um ordnungsrechtliche Obdachloseneinweisung Nachsuchende grundsätzlich verpflichtet ist,
die Obdachlosigkeit zunächst durch eigene Bemühungen zu beseitigen, handelt es sich nicht um einen
allgemeingültigen, von allen Betroffenen gleichermaßen abzuarbeitenden Maßnahmenkatalog. Art und
Umfang der jeweils erforderlichen Eigenbemühungen bestimmen sich vielmehr danach, was sich nach den
gegebenenfalls näher zu ermittelnden Umständen des konkreten Einzelfalls als Selbsthilfe aufdrängt

Weiterhin führt das Gericht zur Bandbreite der individuellen Umstände in den Gründen aus: Anders als
das VG meint, kann dem unstreitig unfreiwillig obdachlosen Ast. nicht entgegengehalten werden, er habe
keine hinreichenden Eigenbemühungen, namentlich um eine kostenlose Unterbringungsmöglichkeit bei
einem gemeinnützigen privaten Träger, dargelegt, um seine Obdachlosigkeit im Wege der Selbsthilfe zu

Grundsätzen regelmäßig selbst verpflichtet ist, die Obdachlosigkeit zunächst durch intensive eigene

allgemeingültigen, von allen Betroffenen gleichermaßen abzuarbeitenden Maßnahmenkatalog. Vielmehr
sind Art und Umfang der erforderlichen Eigenbemühungen jeweils danach zu bestimmen, was sich nach
den gegebenenfalls näher zu ermittelnden Umständen des konkreten Einzelfalls als Selbsthilfe
aufdrängt und dem Betroffenen individuell zumutbar ist. Insofern kann es neben der wirtschaftlichen und
familiären Situation des Betroffenen sowie einer etwaigen prozessualen Vorgeschichte zum Beispiel auch
ankommen auf Alter und Anzahl etwaiger mitbetroffener minderjähriger Kinder oder eine sonstige
besondere Schutzbedürftigkeit, auf den Gesundheitszustand, die Sprachkenntnisse, das Alter, die
Meldesituation, die Witterungsverhältnisse sowie auf den Umstand, ob überhaupt Zeit und gegebenenfalls
welcher Zeitraum bis zum Eintritt der Obdachlosigkeit für Eigenbemühungen zur Verfügung stand (Rn 6).

Jedenfalls hat der Antragsteller
bei Anwendung des oben dargelegten Maßstabs die ihm nach seinen individuellen Umständen obliegenden
Selbsthilfebemühungen hinreichend dargelegt und glaubhaft gemacht. So hat er dargelegt und durch die
eidesstattliche Versicherung vom 18.11.2019 glaubhaft gemacht, dass er ohne Einkommen ist und in
seinem Herkunftsland weder Angehörige noch Freunde hat, die ihm Unterkunft gewähren würden.
Offensichtlich ist zudem, dass er als Ausländer angesichts seiner Erwerbs- und Mittellosigkeit,
eingeschränkter Sprachkenntnisse und ohne Meldeadresse zumindest keine realistische Chance hat, auf
dem freien Wohnungsmarkt eine Unterkunft zu finden, so dass dies keiner weiteren Glaubhaftmachung

.

66 So VGH München, Beschluss vom 16.04.2020 4 CE 20.436, BeckRS 2020, 9605, redaktioneller Leitsatz Nr. 2 und
Rn 11; zu Formulierungshilfen zur Geltendmachung und Durchsetzung des Anspruchs auf Zuweisung einer
Notunterkunft, siehe Ruder, Arbeitshilfen zum Obdachlosenpolizeirecht, BAG Wohnungslosenhilfe e. V., Reihe
Materialien zur Wohnungslosenhilfe, Heft 67, Berlin 2020, S. 20.
67 OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 11.12.2019 OVG 1 S 101/19, juris.
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Zur Frage, ob die Obdachlosigkeit durch ein Eigenverschulden des Betroffenen entstanden ist, entschied
der VGH Mannheim in seinem Beschluss vom 27.11.2019:68

Amtlicher Leitsatz:

fenbar nicht fähig ist, seine persönliche Lage realistisch einzuschätzen und der
Lage angemessene Entscheidungen zu treffen, ist für die Frage, ob mangelnde Bemühungen um eine
anderweitige Wohnung auf eine Freiwilligkeit der Obdachlosigkeit hindeuten, zumindest auch auf das
Handeln des für den Obdachlosen bestellten Betreuers abzustellen.

Aus den Gründen:

Bei der Prüfung, ob eine solche selbstverantwortliche Willensentscheidung vorliegt, ist auch zu
berücksichtigen, dass, wer sich selbst aus eigenen Kräften und zumutbaren Mitteln eine vorübergehende,
den Mindestanforderungen genügende Unterkunft beschaffen kann, im polizeirechtlichen Sinne nicht
unfreiwillig obdachlos ist (Senat, Beschluss vom 14.08.2018 1 S 116418 1 S 1164/18). Wegen der
Subsidiarität des Obdachlosenrechts bedarf eine solche Person nicht der Hilfe der Gemeinschaft. Daher
besteht beispielsweise dann grundsätzlich kein obdachlosenrechtlicher Handlungsbedarf, wenn ein
Betroffener regelmäßig Einkünfte bezieht, sodass er sich selbst eine den Mindestanforderungen
entsprechende Wohnung beschaffen kann (vgl. Senat, Beschluss vom 14.08.2018, a. a.O., und v. 19.09.2017
1S197414 1 S 1974/14; BayVGH, Beschluss vom 07.05.2018 VGH München, Aktenzeichen 4CE18965 4

CE 18.965 juris; Ruder, VBlBW 2017, VBLBW Jahr 2017 Seite 1 <6> m.w. N.). Der Umstand allein, dass
die eingetretene Wohnungsnot auf eigenem Verschulden beruht, stellt hingegen, wie gezeigt, noch keine
Verletzung der Selbsthilfeobliegenheit dar. Erst wenn von einer tatsächlich bestehenden Option der
Unterbringung oder der Beschaffung einer Unterkunft ohne sachlich nachvollziehbaren Grund kein
Gebrauch gemacht wurde, kann die dadurch eingetretene oder fortdauernde Obdachlosigkeit als

at, Beschluss vom 23.09.2019 Aktenzeichen 1S169819 1 S 1698/19
; BayVGH, Beschluss vom VGH München 07.05.2018, a.a.O., und v. 27.10.2017 Aktenzeichen
4CE171661 4 CE 17.1661 juris). Bei der Prüfung, ob eine solche selbstverantwortliche
Willensentscheidung vorliegt, ist auch zu berücksichtigen, dass, wer sich selbst aus eigenen Kräften und
zumutbaren Mitteln eine vorübergehende, den Mindestanforderungen genügende Unterkunft beschaffen
kann, im polizeirechtlichen Sinne nicht unfreiwillig obdachlos ist. Wegen der Subsidiarität des
Obdachlosenrechts bedarf eine solche Person nicht der Hilfe der Gemeinschaft. Daher besteht
beispielsweise dann grundsätzlich kein obdachlosenrechtlicher Handlungsbedarf, wenn ein Betroffener
regelmäßig Einkünfte bezieht, sodass er sich selbst eine den Mindestanforderungen entsprechende
Wohnung beschaffen kann (vgl. Senat, Beschluss vom 14.08.2018, a. a.O., und v. 19.09.2017 Aktenzeichen
1S197414 1 S 1974/14 ; BayVGH, Beschluss vom 07.05.2018 VGH München Aktenzeichen 4CE18965 4
CE 18.965 juris. Der Umstand allein, dass die eingetretene Wohnungsnot auf eigenem Verschulden
beruht, stellt hingegen, wie gezeigt, noch keine Verletzung der Selbsthilfeobliegenheit dar. Erst wenn von
einer tatsächlich bestehenden Option der Unterbringung oder der Beschaffung einer Unterkunft ohne
sachlich nachvollziehbaren Grund kein Gebrauch gemacht wurde, kann die dadurch eingetretene oder

Aktenzeichen 1S169819 1 S 1698/19 Rn 10.

Wichtiges Mittel zum Nachweis der Eigenbemühungen ist nicht nur im gerichtlichen Verfahren die
Vorlage einer eidesstattlichen Versicherung. Nach Auffassung des VGH München reicht dazu im
gerichtlichen Verfahren die Vorlage einer Prozesskostenhilfeerklärung:69

68 VGH Mannheim, Beschluss vom 27.11.2019 1 S 2192/19, BeckRS 2019, 32671.
69 VGH München, Beschluss vom 16.04.2020 4 CE 20.436, BeckRS 2020, 9605, juris.



Ruder, Gutachterliche Stellungnahme

Unterbringung wohnungsloser Menschen

23

Redaktioneller Leitsatz:

Für die Geltendmachung fehlender Eigenmittel zur Behebung der Obdachlosigkeit genügt im
gerichtlichen Eilverfahren die substantiierte Darlegung mittels einer Prozesskostenhi .

Aus den Gründen:

glaubhaft
gemacht, dass es ihm derzeit nicht möglich ist, durch das Anmieten einer Wohnung den Zustand seiner
Obdachlosigkeit aus eigener Kraft zu beenden. Mit der im Prozesskostenhilfeverfahren abgegebenen und
dem Antragsgegner in Kopie übersandten Erklärung vom 19. Februar 2020 über seine persönlichen und
wirtschaftlichen Verhältnisse hat er seine gegenwärtig bestehende Mittellosigkeit substantiiert dargelegt;
weitergehende Nachweise können jedenfalls im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes nicht gefordert
werden. [...] Solange nicht feststeht, dass der Antragsteller über die nötigen Mittel verfügt, um sich auf dem
örtlichen Wohnungsmarkt selbst mit einer Unterkunft zu versorgen, bleibt die mit der Obdachlosigkeit
verbundene Gefahrenlage bestehen, die ein sicherheitsrechtliches Einschreiten erfordert (BayVGH,
B.v.27.10.2017 juris, Rn 11.

Zum Umfang der Bemühungen bei einer Wohnungssuche hat der VGH München wie folgt
entschieden:70

Redaktionelle Leitsätze:

1. Eine unfreiwillige , ein sicherheitsrechtliches Einschreiten erfordernde Obdachlosigkeit besteht nicht,
wenn sich der Betroffene durch Inanspruchnahme anderweitiger Hilfsangebote oder durch Einsatz eigener
Sach- oder Finanzmittel in zumutbarer Weise aus eigener Kraft geeigneten Wohnraum verschaffen kann
(Fortführung von BayVGH BeckRS 2017, 102450 Rn 9).

2. Eine Verletzung dieser Selbsthilfeobliegenheit liegt nicht schon beim Fehlen einer nachdrücklichen
Wohnungssuche oder bei deren Beschränkung auf die bisherige Wohngemeinde, sondern erst dann vor,
wenn von einer tatsächlich bestehenden Option der Unterbringung bzw. der Beschaffung einer Unterkunft
ohne sachlich nachvollziehbaren Grund kein Gebrauch gemacht wurde.

3. Die Bewilligung auch von zur Finanzierung einer angemessenen Wohnung ausreichenden
Grundsicherungsleistungen beseitigt nicht schon automatisch die sicherheitsrechtliche
Unterbringungspflicht, solange die Möglichkeit eines Mietvertragsabschlusses auf dem örtlichen
Wohnungsmarkt nicht tatsächlich feststeht (vgl. Parallelentscheidung BayVGH BeckRS 2017, 133289).

Aus den Gründen:

Die Antragsgegnerin war zur vorläufigen Unterbringung des Antragstellers verpflichtet, da es sich um eine

Der gegenteiligen Annahme der Antragsgegnerin, wonach schon wegen des fehlenden Nachweises
hinreichender und rechtzeitiger Bemühungen des Antragstellers um Ersatzwohnraum eine Gefahrenlage
nach Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 LStVG ausgeschlossen sei, kann nicht gefolgt werden.

Sicherheitsbehörde auf eigene Maßnahmen verzichten kann, wenn sich der Betroffene durch die
Inanspruchnahme anderweitiger Hilfsangebote oder durch den Einsatz eigener Sach- oder Finanzmittel in
zumutbarer Weise aus eigener Kraft geeigneten Wohnraum verschaffen kann (vgl. BayVGH, B.v. 30.1.2017
4 CE 16.2575 juris Rn. 9; B.v. 13.2.2014 4 CS 14.126 juris Rn. 6). Allein der Umstand, dass die Suche

70 VGH München, Beschluss vom 27.10.2017 4 CE 17.1661, BeckRS 2017, 133289.
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nach einer neuen Unterkunft nicht von Anfang an mit dem notwendigen Nachdruck betrieben worden ist
und die eingetretene Wohnungsnot daher möglicherweise auf eigenem Verschulden beruht, stellt aber
noch keine Verletzung dieser Selbsthilfeobliegenheit dar. Erst wenn von einer tatsächlich bestehenden
Option der Unterbringung bzw. der Beschaffung einer Unterkunft ohne sachlich nachvollziehbaren Grund
kein Gebrauch gemacht wurde, kann die dadurch eingetretene oder fortdauernde Obdachlosigkeit als

(Rn 8).

Bekanntwerden der Wohnungskündigung oder nach Festlegung des Räumungstermins ein konkretes
Angebot zum privaten Anmieten einer für seine Familie geeigneten Wohnung vorgelegen hätte, ist nicht
ersichtlich und wird auch von der Antragsgegnerin nicht vorgetragen. Wegen der im Großraum München
und daher auch an seinem bisherigen Wohnort bestehenden Wohnungsknappheit war und ist es ihm auch
nach Erhalt von Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II nicht ohne weiteres möglich, sich aus eigener
Initiative kurzfristig eine angemessene neue Wohnung zu verschaffen. Dass der Antragsteller sich in seiner
speziellen persönlichen Situation als erwerbsloser Ausländer ohne hinreichende deutsche
Sprachkenntnisse bei der Wohnungssuche im Wesentlichen der Vermittlungsdienste eines
Wohlfahrtsverbands bedient und darüber hinaus wohl keine eigenen Anstrengungen unternommen hat,
schließt seinen Hilfsanspruch gegenüber der Antragsgegnerin als örtlich zuständiger Sicherheitsbehörde

(Rn 9).

dass der Antragsteller seine Bemühungen um eine neue Wohnung nicht auf das Gemeindegebiet habe
beschränken dürfen. Angesichts des ihm nach Art. 11 Abs. 1 GG bzw. Art. 2 Abs. 1 GG zustehenden
Grundrechts auf Freizügigkeit kann ihn die Antragsgegnerin als diejenige Gemeinde, in der er bisher
gewohnt hat und offenbar weiterhin wohnen will, nicht auf einen möglichen Umzug in einen anderen Ort
mit einem möglicherweise größeren oder preisgünstigeren Wohnungsangebot verweisen und sich damit

4 CE 17.615 NVwZ-RR 2017,
575 Rn. 6

Die genannten Beispiele zeigen, dass aus rechtsstaatlichen Gründen eine gesetzliche Regelung,
die Inhalt und Umfang der Selbstobliegenheiten und Mitwirkungspflichten festlegt, dringend
geboten ist.

X. Der Zweck der ordnungsrechtlichen Unterbringung: Verschaffung eines

1. Gewährleistung eines Existenzminimums

Nach der vorherrschenden Rechtsauffassung besteht der Zweck der ordnungsrechtlichen Unterbringung
darin, dem Obdachlosen vorübergehend eine behelfsmäßige und menschenwürdige Unterkunft
sogenannte Notunterkunft zu überlassen.71 Die Rechtslehre geht davon aus, dass es sich regelmäßig
nur um eine kurzfristige Einweisung zur Überbrückung einer Notsituation handelt. Der durch die
Einweisung in eine gemeindliche Obdachlosenunterkunft geschaffene Zustand darf selbst im Falle
einer absehbar längerfristigen Unterbringung weder von der Gefahrenabwehrbehörde noch von dem

71 Siehe auch Ruder, Obdachlosenpolizeirecht: Allgemeine Rechtsfragen zur polizei- und ordnungsrechtlichen
Unterbringungspflicht der Kommunen Mindestanforderungen an eine menschenwürdige Notunterbringung, in:
Jordan, Rolf (Hg.): Wohnungslosenhilfe, Nr. 66, Berlin 2019.
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Betroffenen als Dauerlösung angesehen werden.72 Dieser Ansatz ist schon deshalb fragwürdig, weil in
der Verwaltungspraxis ordnungsrechtliche Einweisungen nicht kurzfristig sind, sondern länger
andauern.73

- und Ordnungsgesetzen nicht
festgelegt ist, hat insbesondere die Rechtsprechung in zahlreichen Einzelfallentscheidungen

Unterkunft festgelegt.74 Beispielhaft wird dazu auf
einen Beschluss des Oberverwaltungsgerichts Schleswig vom 19.10.2021 verwiesen. In den Gründen
wird u.a. ausgeführt Die Ordnungsbehörde ist lediglich verpflichtet, nach pflichtgemäßem Ermessen zur
Behebung unmittelbarer Gefahren für Leib und Leben des Obdachlosen eine den Mindestanforderungen
an eine menschenwürdige Unterkunft genügende vorübergehende Unterbringung zu ermöglichen. Ein
Anspruch auf Zuweisung oder Aufrechterhaltung einer bestimmten Unterkunft besteht nicht. Zu ergänzen

nicht stellen. Zur Gefahrenbeseitigung reicht es aus, wenn ihm eine Unterkunft zur Verfügung gestellt wird,
in der er leben kann, ohne dass seine Menschenwürde beeinträchtigt wird. Die Einweisung in bestimmte
Räume zur Verhinderung einer Gefahr [...] für die öffentliche Sicherheit ist grundsätzlich nur auf kurze

75 Der zur Vermeidung der Obdachlosigkeit
Eingewiesene hat keinen Rechtsanspruch darauf, in der konkreten Unterkunft belassen zu werden. Eine
solche Unterkunft dient lediglich der vorübergehenden Unterbringung und ist nicht für eine dauernde
Wohnnutzung bestimmt, so dass die Einweisung folglich auch keinen Besitzstand obdachloser Personen
begründet.76 Der VGH Kassel hat in einem Beschluss aus dem Jahre 1991 das sogenannte

Danach sind für eine menschenwürdige

Witterungsverhältnissen bietet, wozu im Winter die ausreichende Beheizbarkeit gehört, hygienische
Grundanforderungen wie genügende sanitäre Anlagen, also eine Waschmöglichkeit und ein WC, eine
einfache Kochstelle und eine notdürftige Möblierung mit mindestens einem Bett und einem Schrank bzw.
Kommode sowie elektrische Beleuchtung 77

2. Weitgehende Einschränkung von Wohnungsansprüchen

Nach der vorherrschenden Polizeirechtslehre müssen obdachlose Menschen bei ihrer Einweisung eine
weitgehende Einschränkung ihrer Wohnansprüche akzeptieren. Die Behörde ist nicht verpflichtet, eine
Wohnung, sondern nur eine Notunterkunft zur Verfügung zu stellen.
grundsätzlich auf die Unterbringung in einer menschenwürdigen Unterkunft gerichtet, die Schutz vor den
Unbilden des Wetters bietet sowie Raum für die notwendigsten Lebensbedürfnisse lässt. Dabei müssen

72 H. L., vgl. OVG Münster, Beschluss vom 24.03.2023 9 B 95/23, BeckRS 2023,5564, Rn 4; Ruder, Die
ordnungsrechtliche Unterbringung von Obdachlosen Überblick über die wichtigsten Grundsätze des
Obdachlosenrechts, KommJur Heft 12 /2020, S. 448 ff.
73 Siehe Statistisches Bundesamt, Statistik untergebrachter wohnungsloser Personen in Deutschland, Dauer der
Unterbringung, Datenbank GENESIS-ONLINE, V5.0.0 RC1-2023.
74 Siehe Übersicht in Ruder/Bätge, Obdachlosigkeit sozial- und ordnungsrechtliche Maßnahmen zu ihrer
Vermeidung und Beseitigung (Rn 1), VI. Kap., S. 117 ff.
75 OVG Schleswig, Beschluss vom 19.10.2021 4 MB 51/21, BeckRS 2021, 31706, Rn 7; OVG Saarlouis, Beschluss
vom 11.11.2021 2 A 201/21, BeckRS 2021, 35055, Rn 3; OVG Münster, Beschluss vom 27.10.2020 9 E 704/20,
BeckRS 2020, 33704, Rn 12; VGH Mannheim, Beschluss vom 01.09.2023 1 S 1210/23, BeckRS 2023, 51931, Rn 34.

76 OVG Saarlouis, Beschluss vom 30.11.2020 2 A 94/20, BeckRS 2020, 33981, Amtlicher Leitsatz 2.
77 VGH Kassel, Urteil vom 25.06.1991 11 UE 3675/88 DVBl 1991, S. 1371.
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Obdachlose im Verhältnis zur Versorgung mit einer Wohnung weitgehende Einschränkung ihrer
78

niedrigere Maßstäbe an die Unterbringungssituation.79 Die Grenze
wo die Anforderungen an eine menschenwürdige, das

80

Ausreichend ist nach h. L. die Unterbringung in einem Mehrbettzimmer, in einem Wohncontainer, in
einem Wohnwagen oder in einem Schulraum. Die Unterkunft muss Stromanschluss sowie einen
Wasseranschluss bzw. eine Waschgelegenheit, Heizung sowie die Möglichkeit der Mitbenutzung von
sanitären Einrichtungen wie Toilette und Dusche/Bad aufweisen, auch wenn die Mitbenutzung nicht
getrennt nach Geschlechtern erfolgt. Ob der Zugang zu Warmwasser erforderlich ist, ist umstritten,
desgleichen Waschmaschinen- oder Kühlschranknutzung. Die Möglichkeit der Mitbenutzung einer
Kochstelle ist . 81

nicht einigermaßen wohnlich
notdürftig unterzubringen hat, wurde, wie bereits erwähnt wurde, schon im 19. Jahrhundert von der
Polizeirechtslehre vertreten. Sie stammt aus einer Zeit, in der die Obdachlosigkeit als strafbares Verhalten
sanktioniert wurde und generell als Verstoß das Schutzgut der öffentlichen Ordnung angesehen wurde.
Zu den Gründen hatte das Preußische Oberverwaltungsgericht in einem Urteil aus dem Jahre 1929 wie
folgt Stellung genommen: Die gesetzliche Beschränkung der Pflicht der Polizei auf Beschaffung nur eines
notdürftigen Unterkommens hat, wie hier hervorgehoben sei, eine ungemein praktische Bedeutung. Die
Unbequemlichkeit des Obdachs, die mannigfache, insbesondere die räumliche Beschränkung, die es mit
sich bringt, sollen den zwangsweise Untergebrachten veranlassen, sich selbst nach Kräften nach einem
angenehmeren Unterkommen umzusehen. Dass dieser Antrieb völlig fehlt, wenn der Obdachlose w o h n
l i c h untergebracht wird, ist ohne weiteres klar. 82 Diese Gründe, waren schon damals nicht
polizeirechtlicher Natur. Vielmehr trieb das Gericht die Sorge um, dass im Falle der Versorgung mit einer
Wohnung bei den Eingewiesenen der Antrieb abhandenkommen könnte, sich selbst eine Wohnung zu
beschaffen. Aus polizeilicher Sicht sind derartige Erwägungen sachfremd und rechtfertigen deshalb
keine polizeirechtlichen Maßnahmen.

Das Obdachlosenpolizeirecht hat an dieser Rechtsauffassung auch nach dem Inkrafttreten des
Grundgesetzes und nach der Abschaffung der Straftatbestände in den 1970er Jahren festgehalten. Die
Forderung nach einer weitgehenden Einschränkung der Wohnungsansprüche ist nach wie vor das
Postulat insbesondere der Rechtsprechung der Oberverwaltungsgerichte, ohne dass diese Ansicht aus
dem 19. Jahrhundert näher begründet bzw. hinterfragt wird.

Die Forderung nach einer weitgehenden Beschränkung der Lebensverhältnisse wird vor allem mit dem

begründet. So weist z. Indes besteht im Rahmen des Obdachlosenrechts kein
Anspruch auf eine wohnungsmäßige Versorgung, denn die obdachmäßige Unterbringung stellt
grundsätzlich nur einen Notbehelf für einen Übergangszeitraum dar. Die Hilfe bei der
Wohnraumvermittlung fällt nicht in den Aufgabenbereich der für die Obdachlosenunterbringung
zuständigen Ordnungsbehörde und ebenso wenig die Bewältigung spezieller Unterbringungs- und

78 H. L., so z.B. OVG Münster, Beschluss vom 34.03.2023 9 B 95/23, BeckRS 2023, 5564, Rn 3.

79 VG München, Beschluss vom 19.07.2023 M 22 SE 23.2755, BeckRS 2023, 25368, Rn 24.
80 Ständige Rechtsprechung, vgl. z. B. VG München, Beschluss vom 07.09.2022 M 22.4242, BeckRS 2022, 24365,
Rn 12; VG Köln Beschluss vom 16.11.2021 22 L 2215/21, BeckRS 2021/46068, Rn 5.
81 So z. B. die Kommentierung von Holzner unter Heranziehung einschlägiger Rechtsprechung in BeckOK PolR
Bayern/Holzner LStVG Art. 7 Rn. 162, 25. Edition, 15.10.2024.
82 PrOVG, Urteil vom 14.02.1929. III B. 65/28. PrOVGE 83, Nr. 52, S. 220, (S. 221).
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Betreuungsleistungen 83 Da die Gemeinden verpflichtet sind, Unterkünfte für die Unterbringung
vorzuhalten, und da sie über zahlreiche Möglichkeiten verfügen, Wohnraum zur Verfügung zu stellen,
ist schon fraglich, ob generell von einer Notlage bei der Beschaffung von Unterkünften ausgegangen
werden kann. In vielen Fällen ist die ordnungsrechtliche Unterbringung auch nicht kurzfristig, sondern

kann. Aus diesen Gründen stellt sich die Frage, ob und wann die von der Rechtslehre angenommene

Die Beschränkung auf die Zuweisung nur eines notdürftigen Unterkommens ist nur dann begründet,
wenn polizeirechtliche Gründe diese Einschränkung erfordern. Nur wenn diese Forderung der
Wahrnehmung einer Aufgabe der Gefahrenabwehr dient, hat sie rechtlichen Bestand. Finanzielle
Erwägungen, Gründe der Abschreckung oder sonstige polizeifremde Argumente können dagegen die

Wohnungsansprüche der Betroffenen abzuwehren oder dafür zu sorgen, dass die kommunalen
Haushalte geschont werden.

Aus polizeilicher Sicht sind die Gemeinden verpflichtet, die durch die Obdachlosigkeit gefährdeten
Grund- und Menschenrechte zu schützen und dem Betroffenen eine Unterkunft zuzuweisen. Mit der
Einweisung in eine (menschenwürdige) Unterkunft hat die Polizei- und Ordnungsbehörde ihre Pflicht
erfüllt und die Gefahr für die öffentliche Sicherheit abgewehrt. Welche Anforderungen an die
Unterbringung zu stellen sind, ist dagegen nicht die Aufgabe des Polizei-, sondern des Kommunalrechts.
Die Polizeirechtslehre überschreitet somit ihre Kompetenzen, wenn sie Vorgaben für die Unterbringung
macht. Die Forderung nach einer weitgehenden Einschränkung der Wohnungsansprüche ist daher keine
Maßnahme der Gefahrenabwehr und somit ordnungsrechtlich nicht legitimiert. Aus diesem Grund kann
sie auch nicht zur Rechtfertigung der mit ihr verbundenen erheblichen Grundrechtseingriffe
herangezogen werden.

3. Unterbliebene Anpassung der Maßstäbe aus der Nachkriegszeit

Wie der Überblick über die aktuelle Rechtsprechung gezeigt hat, gelten die Maßstäbe für eine

die Auffassung vertreten, dass obdachlose Menschen bei einer ordnungsrechtlichen Unterbringung eine

Normalwohnung zu stellenden Anforderungen bezüglich Lage, Größe, Einrichtung und sonstigen
Verhältnisse nicht erfüllt zu sein brauchen. Obwohl sich die Bunderepublik in den letzten 40 Jahren zu
einem Wohlfahrtsstaat entwickelt hat, wurde der Maßstab für die ordnungsrechtliche Unterbringung
nicht an diese Verbesserung der allgemeinen Lebensverhältnisse angepasst und entsprechend
angehoben. Mit dieser Problematik hatte sich schon im Jahre 1980 das OVG Berlin auseinandergesetzt

Ob ein polizeiliches Mittel hier: die Einweisung in ein
Obdachlosenheim menschenwürdig ist oder nicht, unterliegt im Laufe der Zeiten Schwankungen, die vom
Wandel der Verhältnisse und der Anschauungen bestimmt werden. In Zeiten großer allgemeiner Not bei
geringer Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft müssen andere Maßstäbe gelten als in Zeiten allgemeinen
Wohlstands und großer Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft. So ist ein Obdachlosenquartier
bescheidenster Art, das in der allgemeinen Wohnungsnot der Nachkriegsjahre infolge der Bombenschäden
und der Vertreibung Millionen Deutscher aus ihrer Heimat bezogen werden musste, damals noch
menschenwürdig gewesen. Aus diesem Grund vertrat die Rechtsprechung damals ständig die Auffassung,
zur Beseitigung der sich aus der Obdachlosigkeit ergebenden Gefahren genüge eine Unterkunft
allereinfachster Form, ein vorübergehendes notdürftiges Dach als Schutz gegen Wind und Wetter Was
die Anforderungen an eine einigermaßen menschenwürdige Obdachlosenunterkunft betrifft, müssen heute

83 VG Köln, Beschluss vom 16.05.2023 VG 22 L 406/23, BeckRS 2023, 13453, Rn 11.
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indes die Maßstäbe einer weitgehend materiell gesättigten Gesellschaft angelegt werden. Verbessern sich
die gesellschaftlichen Verhältnisse, so beeinflusst dies in der Regel auch das Urteil darüber, was als

84

Seit dieser Aufforderung, die Qualitätsstandards anzuheben, sind mehr als 20 Jahre vergangen, ohne
dass eine Anpassung an die wirtschaftliche Entwicklung erfolgt ist. Auch aus diesen Gründen ist eine

XI. Mindestanforderungen Beispiele aus der aktuellen Rechtsprechung

1. Anspruch auf ganzjährige/ganztägige Unterbringung

Der Unterbringungsanspruch eines Obdachlosen besteht unabhängig von der Jahreszeit, also das ganze
Jahr über. Weiterhin sind obdachlose Personen regelmäßig so unterzubringen, dass sie die Möglichkeit
haben, sich in der Unterkunft ganztägig aufzuhalten. Dieser Anforderung muss die Unterbringung schon
deshalb entsprechen, weil den Obdachlosen nicht nur nachts, sondern auch tagsüber Schutz vor der

85 Eine diesen Anforderungen entsprechende Unterbringung schließt
grundsätzlich nicht aus, dass die Räumlichkeiten, die für die Übernachtung und einen Aufenthalt am Tag
zur Verfügung gestellt werden, örtlich voneinander getrennt sind. Die verschiedenen Einrichtungen
müssen dann aber in einer dem Obdachlosen zumutbaren räumlichen Entfernung liegen. Nach Meinung
des VGH Mannheim ist eine Entfernung zwischen der Tages- und der Nachtunterkunft von 1,5 bis 1,8
km (ca. 30 Minuten Gehzeit) zumutbar, wenn für den Eingewiesenen die Möglichkeit besteht, in der
Einrichtung für die Nacht seine persönliche Habe sicher zurücklassen zu können.86 Ein Notschlafplatz
erfüllt nicht den Unterbringungsanspruch, der auf eine ganztägige Unterbringung gerichtet ist.87

2. Größe der Unterkunft

Zur Größe der Unterkunft, die einer eingewiesenen Person bzw. einer Familie mindestens zur Verfügung

einer obdachlosen Einzelperson eine Wohnfläche von ca. 9 bis 10 m2 zur Verfügung stehen sollte.88

Nach den allgemeinen Bauvorschriften über die Wohnflächenberechnung sind die Flächen für
gemeinschaftliche Nutzung wie Flur, Treppen, sanitäre Anlagen und dergleichen auf diese Mindestgröße
nicht anzurechnen. Nach OVG Nordrhein-Westfalen gehört zu einer menschenwürdigen Unterbringung

wenn die

84 OVG Berlin, Beschluss vom 13.03.1980 6 S 7/80, NJW 1980, S. 2484 ff. zur Unterbringung eines Elternpaares
mit fünf Kindern von vier bis 16 Jahren sowie einem erwarteten Säugling in einem einzigen großen Raum von
knapp 50 qm. Das OVG hatte
85 OVG Bautzen, Beschluss vom 27.02.2023 6 B 10/23, BeckRS 2023, 3219, Rn 7; OVG Nordrhein-Westfalen,
Beschl. v. 17.02.2017 9 B 209/17 juris, Rn 8 und 13; siehe auch VG Leipzig, Beschluss vom 20.09.2021 3 L
570/21, BeckRS 2021, 35888; ein bloßer Schlafplatz für eine Nacht unabhängig von den Witterungsverhältnissen
reicht nicht aus (BayVGH, Beschluss vom 27.12.2017 4 CS 17.1450, juris, Rn 7).
86 VGH BW, Beschluss vom 24.02.1993 1 S 279/93 juris, Rn 8 ; siehe auch VG Leipzig, Beschluss vom 20.09.2021
3 L 570/21, BeckRS 2021, 35888, redaktioneller Leitsatz, Rn 3.

87 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 17.02.2017 9 B 209/17 juris, Rn 13.
88 Siehe dazu Ehmann, Obdachlosigkeit in Kommunen, 3. Auflage, 2019, Ziff. 8.4, S. 134. Nach Ansicht von OVG
Nordrhein-Westfalen können als Ausgangspunkt die wohnungsaufsichtsrechtlichen Anforderungen von 9 qm je
Bewohner über sechs Jahren dienen, Beschluss vom 06.03.2020 9 B 187/20, juris, R 20; VG Köln, Beschluss vom
16.02.2021 22 L 182/21, BeckRS 2021, 4168.
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Anschauungen hierüber nach den Zeitumständen Wandlungen unterworfen sein mögen. 89 In dem
Ferner kann zu berücksichtigen sein, ob zusätzlich zum

Schlafraum Gemeinschaftseinrichtungen wie Küche und Tagesraum zur Verfügung stehen. Zudem ist z. B.
Familienangehörigen oder jüngeren Personen gleichen Geschlechts und Alters zumutbar, auf engerem
Raum zu leben als Personen, die weder durch Familienzusammengehörigkeit noch durch vergleichbare
Lebensumstände verbunden sind. Dabei kann im Rahmen einer wertenden Gesamtbetrachtung auch
berücksichtigt werden, ob es sich um eine absehbar nur kurzfristige oder um eine längerfristige
obdachmäßige Unterbringung handelt.90

Bei Eheleuten ist regelmäßig ein Anspruch auf eine gemeinsame Unterbringung anzunehmen.91 Die nicht
eheliche Lebensgemeinschaft fällt hingegen nicht unter den grundrechtlichen Schutz des Art. 6 Abs. 1
GG. Eine Ungleichbehandlung verstößt daher insoweit nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 Abs.
1 GG).92

3. Einzelfragen zur Ausstattung

Die Ordnungsbehörde muss in der Regel nur die obdachlose Person unterbringen, nicht aber deren
Habe. Die Einweisung in bestimmte Räume zur

rheit ist grundsätzlich nur auf kurze Dauer angelegt
und bezweckt keinen Daueraufenthalt.
die obdachlose Person unterbringen muss, nicht aber deren Besitz. Möbel und andere Gegenstände kann
der Obdachlose nur insoweit unterbringen, wie dies die Fläche erlaubt, auf die er ohnehin Anspruch hat.
Es ist im Übrigen Sache des Obdachlosen selbst, für die Unterbringung seines Hausrats und seiner
persönlichen Gegenstände zu sorgen. 93

Frage kommen, genügen den Ansprüchen an eine Obdachlosenunterkunft auchWohncontainer wenn
diese angemessenen Schutz vor der Witterung bieten (insbesondere beheizbar sind) und die notwendigsten
Bedürfnisse befriedigen, insbesondere die unerlässlichen Einrichtungen für die Körperhygiene vorhalten. 94

Immer wieder sind es aber auch die Gerichte, die die Unterbringungspraxis der Gemeinden beanstanden.
So musste das VG Bayreuth in einem Verfahren, in dem eine Gemeinde dem Antragsteller einen
Wohnwagen zugewiesen hatte, wo unsicher war, ob der Wasseranschluss funktionierte, der Betroffene

89 OVG Münster, Beschluss vom 24.03.2023 9 B 95/23, BeckRS 2023, 5564, Rn 3.
90 OVG Münster, Beschluss vom 24.03.2023 9 B 95/23, BeckRS 2023, 5564, Rn 3; OVG Münster, Beschluss vom
06.03.2020 9 B 187/20, Leitsatz 3.; nach Meinung des Gerichts ist für eine längerfristig obdachlose fünfköpfige
Familie eine 30 qm große Unterkunft nicht ausreichend (Leitsatz 4.); nach VG Neustadt ist eine
Obdachlosenunterkunft für ein Paar mit einer 8-jährigen Tochter dann nicht mehr als menschenwürdig anzusehen,
wenn der Familie zur alleinigen Nutzung nur ein Raum von 25 qm ohne Rückzugsmöglichkeiten zugewiesen wird
und die Behörde in diesem Fall davon ausgehen musste, dass diese Unterbringung nicht nur eine vorübergehende
Notlösung sein wird (VG Neustadt, Beschluss vom 03.06.2014 5 L 469/14.NW).
91 BayVGH, Beschluss vom 07.05.2018 4 CE 18.965 juris, Rn. 8.
92 So VG München, Beschluss vom 27.08.2021 M 22 E. 21.4331, BeckRS 2021, 25828, Rn 29. In dem
entschiedenen Fall vertrat dennoch das Gericht die Auffassung, dass das Anliegen der Antragsteller, als (frühere)
Lebenspartner gemeinsam untergebracht zu werden, im Rahmen der Ermessenserwägungen ein zu
berücksichtigender Belang ist: f die Bedeutung des Kontakterhaltens für den Antragsteller zu 2) in
Ansehung seiner krankheitsbedingten Fürsorgebedürfnisse wie auch der persönlichen Verbundenheit der
Antragsteller erscheint es vorliegend geboten, den Antragstellern eine gemeinsame Unterbringungsmöglichkeit zur
Verfügung zu stellen, soweit und solange diese eine Obdachlosenunterkunft benötigen [...] , Rn 30.

93 OVG Schleswig, Beschluss vom 19.10.2021 4 MB 51/21, BeckRS 2021, 31706, amtlicher Leitsatz 1.
94 VG Würzburg, Urteil vom 05.11.2020 W 5 K 19.1435, juris, Rn 41.



Ruder, Gutachterliche Stellungnahme

Unterbringung wohnungsloser Menschen

30

Zugang zu Trinkwasser hatte und bei Frostgefahr die sanitären Anlagen benutzt werden konnten,
Nach der Rechtsprechung liegt die Untergrenze für die Mindestausstattung einer

Obdachlosenunterkunft dort, wo die Anforderungen an eine menschenwürdige, das Grundrecht auf
körperliche Unversehrtheit achtende Unterbringung nicht mehr eingehalten sind. Zur Mindestausstattung
der zugewiesenen Räume gehört neben der Heizung ein Stromanschluss. Erforderlich sind außerdem ein
Wasseranschluss bzw. eine Waschgelegenheit sowie die Möglichkeit der Mitbenutzung einer Toilette bzw.
einer Dusche oder eines Bades. Zudem ist es für den Antragsteller unzumutbar die Waschgelegenheit in
der kalten Jahreszeit nutzen zu müssen, da nur kaltes Wasser zur Verfügung steht und der Raum zudem
nicht beheizbar ist. Zwar mag ein Kaltwasseranschluss ausreichen zumindest eine funktionsfähige

95 In den Gründen wies das Gericht weiterhin
ausdrücklich darauf hin, dass Heizlüfter nicht für den dauernden Gebrauch geeignet sind und dass eine
Unterkunft zum Zeitpunkt des Bezugs nicht mit Schimmel befallen sein darf

Die Beschwerde der Gemeinde gegen diesen Beschluss wies der BayVGH wie folgt als unbegründet
zurück:
Obdachlose zu nutzen. Dies setzt allerdings voraus, dass das Fahrzeug über eine dauerhaft gesicherte
Strom-, Wasser und Wärmeversorgung verfügt und in zumutbarer Entfernung geeignete Sanitäranlagen
vorhanden sind, wobei sich im Einzelfall aus einer besonderen Bedarfslage auch erhöhte Anforderungen
an die 96 Der hier zitierte Rechtsstreit durch zwei Instanzen zwischen einer
Gemeinde, die für die Unterbringung von Obdachlosen zuständig ist, und einem Betroffenen, der sich
gegen die Zuweisung einer menschenunwürdigen Unterkunft wehrt, zeigt exemplarisch, welche
minimalen Anforderungen an ihre Obdachlosenunterkünfte manche Gemeinden immer noch für

Nach einem Beschluss des VG Augsburg soll eine untergebrachte Person keinen Anspruch auf
dass die

Obdachlosenfürsorge nicht der wohnungsmäßigen Versorgung dient
dem Zugriff Unbefugter zu sichern, wird mit der Nutzungsmöglichkeit eines abschließbaren Spinds Genüge
getan 97 Auch ein Telefonanschluss soll nach h. L. nicht zur Mindestausstattung gehören. Die Gemeinde
ist auch nicht verpflichtet, dem Obdachlosen zu gestatten, auf eigene Kosten einen Anschluss
einzurichten.98 Ein Warmwasseranschluss soll ebenfalls nicht erforderlich sein.99 Nach VG Stuttgart ist
die Unterbringung in einer Obdachlosenunterkunft nicht deshalb unzumutbar, weil es in dieser an einem
Fernsehanschluss Sofern man dem Fernsehkonsum überhaupt einer rechtlich relevanten Kategorie
zuordnen möchte, könnte es dabei allenfalls um die Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben
gehen. Ob das auch den TV-Konsum umfasst, kann dahinstehen. 100

95 VG Bayreuth, Beschluss vom 29.11.2021 RO 4 K 20.3237, BeckRS 2021, 49494, Rn 27 und 30.
96 VGH München, Beschluss vom 11.01.2022 4 CE 21.3094, BeckRS 2022, 10648 zu VG Bayreuth, B. v. 29.11.2021
B 1 E 21.1167, Leitsatz 2.

97 VG Augsburg, Beschluss vom 15.12.2020 Au 20.2249, BeckRS 2020, 36258, Rn 22; abgesehen von der
grundsätzlichen Problematik der Argumentation übersieht das Gericht, dass zumindest eine Einzelunterkunft dem
Schutz des Art. 13 Grundgesetz (Unverletzlichkeit der Wohnung) unterliegt. Der Begriff der Wohnung umfasst
auch die Obdachlosenunterkunft. Eingewiesene Obdachlose habe

.
98 VGHBW, Urteil vom 16.02.1993 1 S 1965/92.
99 BayVGH, Urteil vom 26.04.1993 21 B 921.1461; diese Entscheidung ist gerade im Hinblick auf die
Unterbringung von Familien nicht nachzuvollziehen.
100 VG Stuttgart, Beschluss vom 17.07.2017 1 K 11415/17, BeckRS 2017, 126244, Rn 37.
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Zur Frage, ob bei der Unterbringung auf die Erreichbarkeit eines Arbeitsplatzes Rücksicht genommen
werden muss, formulierte das VG Köln:
aber auch nicht angenommen werden, dass dem Antragsteller die in Aussicht gestellte Unterbringung im
Gästehaus in M. emutet werden kann. Der Antragsteller hat dies nicht glaubhaft gemacht. So
ist eine Erwerbstätigkeit insbesondere eine geringfüge Beschäftigung nicht grundsätzlich als mit der
Unterbringung in einem Mehrbettzimmer unvereinbar anzusehen. Einzelfallumstände, die eine solche
Annahme rechtfertigen könnten, sind derzeit nicht erkennbar [...] Ungeachtet dessen, spricht vieles dafür,
dass eine Verlängerung der Fahrtzeit von und zur Arbeit selbst bei anzunehmender Verdreifachung der
Fahrzeit und Gesamtfahrzeit von rund 1,5 Stunden die angebotene Unterkunft in M. nicht unzumutbar
macht. Der Antragsteller hat nicht dargetan, dass er das nicht bewältigen kann. 101

Nach VGH München ist eine Umsetzung einer an Demenz bei Alzheimer Krankheit erkrankten 77-
jährigen Frau von einer bisher genutzten in eine andere Unterbringungseinrichtung zulässig, wenn keine
hinreichend konkreten Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Gesundheitszustand der Betroffenen
einer Nutzung der eigens für Wohnzwecke umgebauten neuen Unterkunft entgegensteht.102 Mit diesem
Beschluss hatte der Bay VGH den Beschluss des VG Augsburg vom 04.09. 2024 abgeändert.103 Das VG
Augsburg hatte entschieden, dass das Krankheitsbild einer obdachlosen Person deren Umsetzung
aufgrund eines Verstoßes gegen die grundrechtlich gesicherten Mindeststandards der Unterbringung
unverhältnismäßig werden lassen kann, wenn mit der Unterbringung in der neuen Unterkunft
möglicherweise besondere gesundheitliche Gefahren verbunden sind. In dem entschiedenen Fall ging
es um die Zuweisung einer (neuen) Unterkunft, bei der die Toilette nicht innerhalb der zugewiesenen
Unterkunft lag.

4. Grundsatz der Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften

Nach h. L. hat eine eingewiesene Person keinen Anspruch auf Überlassung eines Raumes, der ihr zur
alleinigen Nutzung zur Verfügung steht. Vielmehr ist grundsätzlich eine Einweisung in Gemeinschafts-
und Sammelunterkünfte mit Schlaf- und Tagesräumen für mehrere Personen zumutbar. Beispielhaft wird
dazu auf die Entscheidung des OVG Münster vom 24.03.2023 verwiesen: Danach ist Einzelpersonen
grundsätzlich eine Unterbringung in Sammelunterkünften mit Schlaf- und Tagesräumen für mehrere
Personen zumutbar.104 Die Verpflichtung, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu leben, gilt auch dann,
wenn die eingewiesenen Personen unterschiedliche Volks- und Staatsangehörigkeiten aufweisen. Zu
dieser Frage hat das VG Stuttgart ausgeführt: Soweit sich die Antragstellerin gegen die geringe Größe
des Anbaus wendet, ergibt sich aus dem temporären Charakter der Unterbringung und der Prämisse der
Effektivität der Gefahrenabwehr, dass Obdachlosen grundsätzlich auch eine Unterbringung in einer
Gemeinschaftsunterkunft und jedenfalls einer alleinstehenden Person sogar die Unterbringung in
einem Gemeinschaftszimmer zumutbar ist 105 Auch eine Erwerbstätigkeit, insbesondere eine

ist nicht grundsätzlich als mit der Unterbringung in einem Mehrbettzimmer
unvereinbar zu se , so VG Köln.106

101 VG Köln, Beschluss vom 16.11.2021 22 L 2215/21, BeckRS RS 2021/46068, Rn 14.
102 BayVGH, Beschluss vom 21.10.2024 4 CS 24.1651, BeckRS 2024, 33477, Rn 22.
103 VG Augsburg, Beschluss vom 04.09.2024 Au S 24.2125, Au 8 S 24.2135.
104 H. L., OVG Nordrheinwestfalen, Beschluss vom 24.03.2023 9 B 95/23, BeckRS 2023, 5564, Rn 3; vgl. auch VG
Köln, Beschluss vom 04.04.2024 22 L 485/24, BeckRS 2024, 8531, Rn 6; Ruder, Die ordnungsrechtliche
Unterbringung von Obdachlosen Überblick über die wichtigsten Grundsätze des Obdachlosenrechts, KommJur
Heft 12/2020, S. 448 ff.

105 VG Stuttgart, Beschluss vom 17.7.2017, 1 K 11415/17, juris, Rn 36.
106 VG Köln, Beschluss vom 16.12.2021 22 L 2215/21, BeckRS 2021, 46068, Rn 14.
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Personen hat das VG Köln für zulässig gehalten.107 Ausdrücklich weist das Gericht daraufhin, in diesem
Zusammenhang auch zu berücksichtigen dass in einer Obdachlosenunterkunft in aller Regel in nicht
unerheblichem Maße Personen mit diversen Problemen untergebracht sind, was vom Grundsatz her
insgesamt zu einem schwierigen Sozialgefüge führt. Es kann nach summarischer Prüfung hier aber nicht
festgestellt werden, dass die Grenze des in einer Obdachlosenunterkunft Zumutbaren überschritten
wäre. 108

Nur in Ausnahmefällen kann beim Vorliegen eines Zusatzbedarfs ein Anspruch auf Versorgung mit
einem Raum, der dem Betreffenden für sich allein zur Verfügung steht, bestehen. Sind besondere
Umstände gegeben wie zum Beispiel Alter, körperliche und psychische Erkrankungen sowie
Pflegebedürftigkeit, bedarf es einer einzelfallbezogenen Prüfung, ob eine grundsätzlich zur
Unterbringung von Obdachlosen geeignete Unterkunft auch für den jeweiligen Antragsteller zumutbar
ist.109 Die Zuweisung eines Raums zur alleinigen Nutzung kommt vor allem dann in Frage, wenn einzig
durch die Zurverfügungstellung eines Einzelzimmers eine die Grundrechte auf Menschenwürde und
körperliche Unversehrtheit achtende Unterbringung gewährleistet ist oder wenn ernsthafte
gesundheitliche Schädigungen zu befürchten sind.110 Hierbei bedarf es jeweils einer einzelfallbezogenen
Beurteilung unter Heranziehung ärztlicher Stellungnahmen insbesondere auch des Amtsarztes.111 Zur
Frage, ob einem Obdachlosen, der unter einer sehr schweren Verbrennung litt, eine eigene Nasszelle
zusteht, hat Bei Vorliegen einer ärztlichen Bescheinigung, die dem
Unterzubringenden einen krankheitsbedingten Zusatzbedarf bestätigt, kann die Sicherheitsbehörde dies im
Regelfall nur verweigern, wenn sie aufgrund besserer fachlicher Erkenntnis, z. B. unter Verweis auf eine
amtsärztliche Untersuchung, zum gegenteiligen Ergebnis gelangt ist 112 Nach Auffassung von VG Köln
kann beim Vorliegen einer schweren, chronifizierten posttraumatischen Belastungsstörung einer
Antragstellerin auch ein Anspruch auf Zuweisung einer abgeschlossenen Wohneinheit mit eigener
sanitärer Einrichtung in Frage kommen.113

107 VG Köln, Köln, Beschluss vom 16.05.2023 VG 22 L 406/23, BeckRS 2023, 13453, Rn 14.
108 VG Köln, Köln, Beschluss vom 16.05.2023 VG 22 L 406/23, BeckRS 2023, 13453, Rn 14.
109 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 24.03.2023 9 B 95/23, BeckRS 2023, 5564, Rn 3. VG Köln, Beschluss
vom 16.05.2023 VG 22 L 406/23, BeckRS 2023, 13453, Rn 7 m. w.Nachw.
110 So die Formulierung vom VG München, Beschluss vom 22.8.2017 M 22 E 17.3704, juris, Rn 12: in diesem Fall
lag eine schwere psychische Erkrankung vor. Eine gemeinschaftliche Unterbringung ließ, so das Gericht,
befürchten, dass sich der gesundheitliche Zustand des Antragstellers in einer Weise verschlechtert, die ihm nicht
zugemutet werden kann. Ähnlich VG Regensburg, Beschluss vom 03.05.2021 RO 4 E 21.516, BeckRS 2021, 20954:
die eingewiesene Person litt unter einer schwergradigen depressiven Störung mit völliger Freudlosigkeit,
Antriebslosigkeit und sozialen Rückzug; der Bay VGH hat mit Beschluss vom 20.07.2021 die Beschwerde der
Gemeinde gegen diesen Beschluss zurückgewiesen (Bay VGH, Beschluss vom 20.07.2021 4 CE 21.1374, BeckRS
2021, 20953).
111 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 06.03.2020, 9 B 187/20, juris, Rn 11; siehe auch VG Bremen,
Beschluss vom 17.11.2021 2 V 2340/21, BeckRS 2021, 37480 (kein Anspruch auf Zuweisung eines Einzelzimmers
in einem sogenannten Billighotel); OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 17.2.2017 9 B 209/17,
Orientierungssatz 3).

112 Bay VGH, Beschluss vom 18.2.2019 4 CE 19.238, juris, Rn 3.
113 VG Köln, Beschluss vom 01.09.2023 22 L 1309/23, BeckRS 31221, Rn 9.
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5. Unterbringung von Familien

Auch zur Unterbringung von Familien und ihren Kindern haben die Gerichte mehrere
Einzelentscheidungen getroffen.114 Ein einheitlicher Beurteilungsmaßstab lässt sich nicht erkennen. Auch
die UN-Kinderrechtskonvention (KRK) vom 20.11.1989, insbesondere das Kindeswohlprinzip des Art.
3 Abs. 1 KRK, scheinen weder in der Praxis noch in der Rechtslehre eine Rolle zu spielen. Schon aus
rechtsstaatlichen Gründen ist aber erforderlich, dass diese Konvention von der Verwaltung und von den
Gerichten nicht nur bekannt ist, sondern auch umgesetzt wird.

Zur Unterbringung einer fünfköpfigen Familie hat das OVG NRW entschieden, dass es zu einer
menschenwürdigen Unterbringung auch gehört, dass dem Unterzubringenden eine gewisse
Mindestfläche zur Verfügung steht. Dabei kann im Rahmen einer wertenden Gesamtbetrachtung auch
berücksichtigt werden, ob es sich um eine absehbar nur kurzfristige oder um eine längerfristige
obdachmäßige Unterbringung handelt. Ferner kann zu berücksichtigen sein, ob zusätzlich zum
Schlafraum Gemeinschaftseinrichtungen wie Küche und Tagesraum zur Verfügung stehen. Zudem ist
z.B. Familienmitgliedern oder jüngeren Personen gleichen Geschlechts oder Alters zumutbar, auf
engerem Raum zu leben als Personen, die weder durch Familienzugehörigkeit noch durch vergleichbare
Lebensumstände verbunden sind. Die zugewiesene Unterkunft muss den schutzwürdigen Belangen von
Kindern Rechnung tragen und nach ihrem Zuschnitt Rückzugsmöglichkeiten für einzelne (erwachsene)
Familienangehörige bieten. Für eine längerfristig obdachlose fünfköpfige Familie ist eine 30 qm große
Unterkunft nicht ausreichend.115

Das VG Berlin hat zur Unterbringung einer Familie Überdies ist weder in der
Bescheinigung der Schule noch in der Stellungnahme des Schulleiters die Rede davon, dass die 17-jährige
Tochter einen eigenen Raum für Rückzugsmöglichkeiten benötige. Selbst wenn dies [...] anzunehmen
gewesen sein sollte, könnte diesem Bedürfnis im Rahmen der obdachlosenrechtlichen Unterbringung nicht
Rechnung getragen werden. Der Antragsgegner übersieht auch insoweit, dass die Zuweisung eines Platzes
in einer Obdachloseneinrichtung ausschließlich dazu dient, eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit
abzuwehren. Sie ist keine Maßnahme der Sozialhilfe und muss deshalb über die Beseitigung der
Obdachlosigkeit hinaus auch nicht der sozialstaatlichen Aufgabe der Fürsorge für Hilfsbedürftige
nachkommen. Abweichendes gilt erst bei besonderer Hilfsbedürftigkeit wie etwa Schwangerschaft,

.116 Ob eine
Unterkunft menschenwürdig ist oder nicht, mag im Laufe der Zeit gewissen Schwankungen unterliegen,
die vom Wandel der Verhältnisse und der Anschauung bestimmt werden (vgl. OVG Berlin, Beschluss vom
13.03.1980 OVG 6 S 7.80, juris Rn 24). Jedoch braucht nach obergerichtlicher Rechtsprechung in ihr nicht
einmal ein Warmwasseransc und es ist auch Familien mit mehreren
Kindern im konkreten Fall mit 5 Kindern im Alter von vier bis 16 Jahren und in Kürze einem weiteren
Säugling zuzumuten, vorübergehend in einer Obdachlosenunterkunft unterzukommen Es kann von
ihnen verlangt werden, ihre Wohn- und Schlafbedürfnisse zeitweilig so aufzuteilen, dass unzumutbare
gegenseitige Belästigungen nicht eintreten. Auch ein vorübergehend längerer Schulweg für Kinder ist kein
Hinderungsgrund. Weitergehende Lebensbedürfnisse hat eine solche Unterkunft nicht abzudecken. Es

114 Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Destatis) beträgt der Anteil von ordnungsrechtlich
untergebrachten Haushalten mit Kindern 50,8 %, Wohnungslosenstatistik, Stichtag 31.01.2024.
115 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 06.03.2020 9 B 187/20, juris, Leitsatz 2. bis 4.); vgl. auch OVG NRW,
Beschluss vom 09.08.1996 9 B 1779/96, das die Unterbringung von Eltern mit 6 Kindern zwischen einem Monat
und 15 Jahren in einer aus vier getrennten Räumen bestehenden Unterkunft von 60 qm zuzüglich Sanitärräumen

116 VG Berlin, Beschluss vom 25.05.2018 VG 23 L 193.18, BeckRS 2018, 10693, Rn 22.
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bleibt vielmehr der Eigeninitiative der Betroffenen überlassen, sich selbst eine bessere Wohnung zu
verschaffen [...] 117

Nach OVG Münster ist eine 71 qm große Erdgeschosswohnung mit zwei Zimmern, Küche, Bad,
Abstellraum, Flur und Terrasse für eine vierköpfige Familie mit zwei Kindern im Alter von sieben und
zehn Jahren zumutbar.118

Zur Unterbringung einer Antragstellerin mit ihren fünf Kindern im Alter zwischen zwei und zehn
Jahren, wobei das Älteste an einer Autismusspektrumsstörung erkrankt ist, in eine Unterkunft mit einer
Wohneinheit von insgesamt 86 qm, hat sich OVG Münster befasst.119 Die zugewiesene Unterkunft
bestand aus zwei Ein-Zimmer-Apartments in einem Hotel, welche über einen gemeinsamen Eingang
erreichbar und über eine Diele miteinander verbunden waren. Beide Apartments, zu denen ausschließlich
die Antragstellerin und ihre Kinder Zugang hatten, verfügten jeweils über eine Küchenzeile und ein
Badezimmer. Zu den Anforderungen im Einzelnen führte das Gericht aus:

die zugewiesene Unterkunf Zur menschenwürdigen Unterbringung
gehört auch, dass dem Unterzubringenden eine gewisse Mindestfläche zur Verfügung steht,
wenngleich die Anschauungen hierüber nach den Zeitumständen Wandlungen unterworfen sein
mögen. Ferner kann zu berücksichtigen sein, ob zusätzlich zum Schlafraum
Gemeinschaftseinrichtungen wie Küche und Tagesraum zur Verfügung stehen. Zudem ist z. B.
Familienmitgliedern oder jüngeren Personen gleichen Geschlechts und Alters zumutbar, auf engem
Raum zu leben als Personen, die weder durch Familienzugehörigkeit noch durch Lebensumstände
verbunden sind. Im Rahmen einer wertenden Gesamtbetrachtung kann auch berücksichtigt werden,
ob es sich um eine absehbar nur kurzfristige Unterbringung handelt oder ob die Obdachlosigkeit
perspektivisch länger dauern wird

Wegen fehlender Rückzugsmöglichkeiten bot die Gemeinde an, in eines der beiden Apartments
Leichtbauwände einzuziehen, wodurch ein weiteres Zimmer geschaffen werden kann. Nach
Durchführung der Arbeiten stünden der Antragstellerin und ihren Kindern drei Wohn- bzw.
Schlafräume sowie zwei Badezimmer zur Verfügung. Auch unter Berücksichtigung des Umstands,
dass der älteste Sohn unter Autismusspektrumsstörung leidet und angesichts dessen was der Senat
unterstellt ein erhöhtes Bedürfnis nach persönlichem Rückzug hat, ist nicht im Ansatz ersichtlich,
dass eine derart ausgestaltete Unterkunft der Antragstellerin und ihren fünf Kindern [...] keine
ausreichenden Rückzugsmöglichkeiten bieten könnte [...] (Rn 9).

Die Antragstellerin kann eine Unzumutbarkeit der Unterkunft nicht aus dem Umstand herleiten,
dass ihre Kinder Grundschule und Kindertagesstätte im s. L.- Hierbei kann
dahinstehen, ob das von der Antragsgegnerin unterbreitete Angebot, durch Organisation eines
Fahrdienstes für die Beförderung der Kinder der Antragstellerin Sorge zu tragen, praxistauglich ist.
Auch kann offenbleiben, ob der Wechsel zu anderen Betreuungseinrichtungen und Schulen als
Konsequenz einer (vorübergehenden) Unterbringung zur Vermeidung der Obdachlosigkeit

(Rn 14). Jedenfalls führen die längeren Wege zu den von Kindern der Antragstellerin
besuchten Einrichtungen hier nicht zur Unzumutbarkeit der zugewiesenen Unterkunft. Grundsätzlich
nicht maßgeblich ist insowe
die Wegstrecke. Unter Zugrundelegung der Ausführungen der Antragstellerin sowie der vom Senat
durchgeführten Recherche (F. Routenplaner, G.M.) ist bei Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel der
Zeitaufwand [...]

117 VG Berlin, Beschluss vom 25.05.2018 VG 23 L 193.18, BeckRS 2018, 10693, Rn 23.

118 OVG Münster, Beschluss vom 30.01.2023 9 B 1056/22, BeckRS 2023, 3467, Rn 34.
119 OVG Münster, Beschluss vom 24.03.2023 9 B 95/23, BeckRS 2023, 5564.
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Auch im Hinblick auf die Erkrankung des ältesten Sohns sah das Gericht keinen Grund für die
Sofern die Antragstellerin auf

gesundheitliche Folgen hinweist, welche bei unter dem Asperger-Syndrom leidenden Kindern durch
jede bedeutende Veränderung der Umgebung hervorgerufen werden können, lässt sich angesichts
der Pauschalität ihres Vorbringens nicht feststellen, dass die Unterkunft dem Maßstab der
Menschenwürde nicht genügt

XII. Zusammenfassung

1. Die Polizei- und Ordnungsgesetze der Bundesländer enthalten nur wenige Regelungen zur
ordnungsrechtlichen Unterbringung von obdachlosen Menschen. Da das
Obdachlosenpolizeirecht nicht in einem Gesetz ausführlich geregelt ist, sondern vor allem von der
Rechtsprechung und Polizeirechtsliteratur entwickelt wurde, liegen zahlreiche
Einzelentscheidungen zur Zulässigkeit ordnungsrechtlicher Maßnahmen vor. Schon wegen der
länderspezifischen Polizei- und Ordnungsgesetze ist eine einheitliche Rechtsanwendung nicht zu
erkennen.

2. Die Verwaltungsentscheidungen der Polizei- und Ordnungsbehörden basieren nicht auf
gesetzlichen Spezialermächtigungen, sondern werden auf die polizeirechtlichen Generalklauseln
gestützt. Bei den ordnungsrechtlichen Maßnahmen, die nachhaltig in die Grundrechte der
Betroffenen eingreifen, stellt sich aus verfassungsrechtlichen Gründen die Frage, ob diese
Rechtseingriffe (noch) zulässig sind oder ob sie wegen ihrer Intensität einer gesetzlichen
Spezialermächtigung bedürfen. Diese juristische Klärung ist insbesondere notwendig bei der
Forderung der Rechtsprechung, wonach obdachlose Menschen, die in eine Unterkunft
eingewiesen werden, eine weitgehende Einschränkung ihrer Wohnungsansprüche hinnehmen
müssen. Die Reduzierung der Lebensverhältnisse auf ein Existenzminimum und auf
Mindestanforderungen führt bei den Betroffenen zu schweren und oft lange andauernde
Grundrechtseingriffen. Werden diese Grundrechtseingriffe nicht von der ordnungsrechtlichen
Generalermächtigung gedeckt, wofür einige Gründe sprechen, sind die Maßnahmen der Behörden
rechtswidrig und verletzten die Betroffenen in ihren Rechten.

3. Die Unterbringung von obdachlosen Menschen auf der Grundlage des Polizei- und
Ordnungsrechts hat eine lange Tradition, die sich bis weit in das 19. Jahrhundert zurückverfolgen
lässt. Zu jener Zeit bis in die 1980er Jahre stellte die Obdachlosigkeit nicht nur einen Verstoß
gegen die öffentliche Ordnung dar, sondern auch ein strafwürdiges Verhalten und beeinträchtigte
aus diesem Grund das Schutzgut der öffentlichen Sicherheit. Nach der Abschaffung der
Strafrechtstatbestände und der Unterscheidung zwischen der freiwilligen und der unfreiwilligen
Obdachlosigkeit wird beim Vorliegen der (unfreiwilligen) Obdachlosigkeit die öffentliche

Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit akut gefährdet werden. Der Grund für das
ordnungsrechtliche Einschreiten ist nach heutiger Rechtslehre nicht mehr die Abwehr eines
strafbaren oder unerwünschten Verhaltens, sondern der Schutz elementarer Rechtsgüter. Diese
geänderte Zielrichtung der ordnungsrechtlichen Unterbringung, nämlich der Schutz elementarer
Grund- und Menschenrechte, muss das Leitmotiv der ordnungsrechtlichen Maßnahmen
darstellen.

4. Die Festlegung einer nahezu uneingeschränkten Unterbringungspflicht der Kommunen stellt
diese vor neue Herausforderungen. Die Unterbringung von alten, drogenabhängigen,
pflegebedürftigen oder gewalttätigen Menschen oder von Familien kann sich nicht mehr auf die
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Erforderlich sind vielmehr Beratungs-, Hilfs- und Unterstützungsangebote unter Einbeziehung der
Sozialämter und Wohlfahrtsverbände.

5. Zum Schutzgut der öffentlichen Sicherheit gehören auch die zahlreichen europäischen und
internationalen Konventionen und Vereinbarungen, zu deren Beachtung sich die Bundesrepublik
verpflichtet hat. Die Ordnungsbehörden müssen daher insbesondere die Verpflichtungen und
Rechte aus dem UN-Sozialpakt, der Istanbul-Konvention, der UN-Behindertenrechtskonvention
und der UN-Kinderrechtskonvention beachten und umsetzen. Aus ihnen ergeben sich wichtige
Hinweise zur Klärung von Einzelfragen einer menschenwürdigen Unterbringung.

6. Im Rahmen ihres Rechts auf kommunale Selbstverwaltung sind die Gemeinden zuständig für die
Bereitstellung und für den Betrieb der Unterkünfte und Einrichtungen für die Obdachlosen. Sie
entscheiden über die Frage, welche Unterkünfte für die Unterbringung zur Verfügung gestellt und
wie sie ausgestattet werden. Mit der Forderung, dass obdachlose Menschen eine weitgehende
Reduzierung ihrer Wohnansprüche hinnehmen müssen, beschränkt die Polizeirechtslehre in
unzulässiger Weise dieses Handlungsermessen der Gemeinden. Welche Mindestanforderungen
und Qualitätsstandards ihre Unterkünfte haben, ist eine Angelegenheit der örtlichen
Gemeinschaft, über die die Gemeinden im Rahmen ihrer Selbstverwaltungsgarantie
eigenverantwortlich entscheiden können. Aus diesen Gründen sind sie deshalb auch nicht an diese
Rechtsprechung gebunden. Vielmehr können sie im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden
Haushaltsmittel selbst entscheiden, ob und wie sie die Unterkünfte ausstatten. Sie sind auch nicht
verpflichtet, nur eine Mindestausstattung zu gewährleisten. Vielmehr können sie ihre Unterkünfte
auch wohnlich und familienfreundlich anbieten.

7. Gegen die Annahme bzw. Forderung der Polizeirechtslehre, wonach obdachlose Menschen
generell bei ihrer Unterbringung eine weitgehende Einschränkung ihrer Wohnbedürfnisse
hinnehmen müssen, bestehen erhebliche rechtliche Bedenken. Wegen dieser Vorbehalte kann
diese Forderung auch nicht Ausgangspunkt oder Grundlage von Empfehlungen für die
Unterbringung wohnungsloser Menschen sein.

Aus diesen Gründen ist eine Neuausrichtung der ordnungsrechtlichen Unterbringung von obdachlosen
Menschen dringend erforderlich.

Karl-Heinz Ruder, Rechtsanwalt


